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Denn dieses scheint die Hauptaufgabe zu sein: Den Menschen 
in seinen Zeitverhältnissen darzustellen und zu zeigen, 
inwiefern ihm das Ganze widerstrebt, inwiefern es ihn begünstigt, 
wie er sich eine Welt- und Menschenansicht daraus gebildet 
und wie er sie wieder nach außen abgespiegelt.

Hierzu wird aber ein kaum Erreichbares gefordert, daß nämlich 
das Individuum sich und sein Jahrhundert kenne, sich, inwiefern 
es unter allen Umständen dasselbe geblieben, das Jahrhundert, 
welches sowohl den Willigen als den Unwilligen mit sich fortreißt, 
bestimmt und bildet.

J.-W. v. Goethe
aus dem Vorwort zu „Dichtung und Wahrheit“
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Gibt es einen dnitten Weg?

Zum Geleit

Das vorliegende Heft „Fragen der Freiheit“ ist die erste Folge einer 
zusammenhängenden Reihe von Aufsätzen, die unter dem Gesamtthema 
stehen: „Gibt es einen dritten Weg?“.

Die Reihe enthält im Wesentlichen die Niederschriften der Originalvor­
träge, die während der 29. Tagung des Seminars für freiheitliche Ord­
nung in Herrsching in der Zeit vom 21. bis 30. Juli 1973 gehalten wurden. 
Das Seminar für freiheitliche Ordnung möchte mit der Dokumentation 
der Ergebnisse der Herrschinger Tagung einen Beitrag leisten zu der in 
Gang befindlichen Diskussion um die ordnungspolitischen Alternativen 
einer künftigen Neuordnung unseres Gemeinwesens.

Im Begleittext zum Programm der Herrschinger Tagung hieß es:
Wenn es sich nur darum handelte, zwischen dem sozialistischen System 

des Ostens und dem kapitalistischen System des Westens das ökonomisch 
ergiebigere zu wählen, fiele die Entscheidung zugunsten des westlichen 
Systems nicht schwer, zumal die kapitalistische Wirtschaft und die auf 
ihr gegründete Gesellschaftsordnung der persönlichen Freiheit einen 
relativ weiten Spielraum beläßt. Es handelt sich aber gerade nicht um 
die Wahl zwischen Systemen mit einem größeren oder geringeren Wbhl- 
standseffekt, sondern um die grundlegende Frage nach dem menschen­
gemäßen Sozialsystem, nach einem Gemeinwesen, dessen Rechtsord­
nung Machtausübung von Menschen über Menschen in jeder Form schon 
von den Rechtsgrundlagen her ausschließt. Bei der Analyse der gegen­
wärtigen politischen Situation und künftigen Entwicklung müssen wir 
daher vom Menschen als dem entscheidenden Kriterium ausgehen, und 
zwar vom individuellen, autonomen, nicht primär interessengebundenen 
Menschen.

Gibt es einen dritten Weg? Die Antwort überrascht nicht: Europa be­
findet sich seit seinem Eintritt in die Geschichte in Wahrheit längst auf 
diesem „Dritten Weg“. Er windet sich durch die Jahrhunderte und kreist 
um die Mitte einer bisher, nie wirklich erreichten sozialen Menschlich­
keit, Freiheit und Gerechtigkeit. Heute, im 20. Jahrhundert, befinden wir 
uns am Scheideweg. Er droht die Menschen — quer durch alle Völker — 
in entgegengesetzte Richtungen auseinander und gegeneinander zu führen.

Werden wir uns — über die Weltgegensätze hinweg — zur gemein­
samen' Wanderung zusammenfinden?

Mit dieser Artikelreihe wird der Versuch gemacht, für den Weg der 
Freiheit, den unsere geistigen Vorfahren ersehnt, erahnt und mit Einsatz 
ihres Lebens zu gehen suchten, neue Marksteine zu setzen. Das Ziel liegt 
vor uns. Lassen wir uns nicht entmutigen, wenn sich uns auch unüber­
windbar erscheinende Hindernisse entgegenstellen!

Wappnen wir uns mit der Tugend der aktiven Geduld!

Der Herausgeber
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über das Wesen deutscher Wissenschaft

Die deutsche Nation strebt mit ihrem ganzen Wesen nach Religion, 
aber ihrer Eigentümlichkeit gemäß nach Religion, die mit Erkenntnis 
verbunden und auf Wissenschaft gegründet ist. So hat an ihr Bacps be­
kannter Anspruch sich auf eine auffallende Weise bewähren müssen, daß 
die oberflächlich und nur mit den ersten Lippen gekostete Philosophie 
von Gott hinweg, die ganz und völlig erschöpfte zu ihm zurückführt. 
Wiedergeburt der Religion durch die Wissenschaft, dieses eigentlich ist 
die Aufgabe des deutschen Geistes, das bestimmte Ziel aller seiner Be­
strebungen, Nach der notwendigen Zeit des Übergangs und der Entzweiung 
nehmen wir dieses durch die religiöse Revolution eines früheren Jahr­
hunderts begonnene Werk an eben dem Punkte auf, wo es verlassen 
wurde. Jetzt fängt die Zeit der Vollführung und Vollendung an.

• Der Deutsche zeigt seine angeborene Treue selbst im Verkehrten, es 
nicht verlassend, sondern ausbildend bis zur vollkommenen Erscheinung . 
der Nichtigkeit. Die Ausartung alles Hohen und Erhabenen, die Erlöschung 
desselben bis auf den Begriff selbst in weltlichen Geschäften und Dingen 
ist ein Beweis mehr von seiner Konsequenz.

Daher haben hier verderbliche Grundsätze auch weit verderblicher 
eingewirkt und in der Tat die ganze Masse der Nation verkehrt, wie ein 
wenig Sauerteig eine ganze Masse säuert. Was man auch sagen möge, 
alles Hohe und Große in der Welt ist durch etwas geworden, das wir im 
allgemeinsten Sinne Metaphysik nennen. Metaphysik ist, was Staaten 
organisch schafft und eine Menschenmenge eines Herzens und Sinns, d. h. 
ein Volk, werden läßt. Metaphysik ist, wodurch der Künstler und der 
Dichter ewige Urbilder lebendig empfindend sinnlich wiedergibt. Diese 
innere Metaphysik, welche den Staatsmann, den Helden, die Heroen des 
Glaubens und der Wissenschaft gleichermaßen inspiriert, ist etwas, das 
von den sogenannten Theorien, wodurch Gutmütige sich täuschen ließen, 
und von der flachen Empirie, welche den Gegensatz von jenen ausmacht, 
gleichweit abstößt.

Friedrich Wilhelm Josef Schelling 
(1775 -i- 1854)
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Wo stehen wir auf dem Weg zur Freiheit für alle? *
Heinz-Harttmut Vogel

Die soziale Frage ist im Zeitalter der Vollbeschäftigung nicht mehr so 
sehr eine wirtschaftliche Frage als vielmehr eine Frage der Selbstver­
wirklichung des einzelnen Menschen. Sie ist eine Frage der Übereinstim­
mung von Persönlichkeitsentfaltung und gesellschaftlichen Chancen.

Es sind nicht wenige, die nach den beiden Weltkriegskatastrophen und 
den wirtschaftlichen Zusammenbrüchen während der Nachkriegsinfla­
tionen 1919-und 1945 und der Weltwirtschaftskrise 1929 nicht mehr in tra­
ditionellen gesellschaftlichen Bindungen, Berufs- und Besitzständen ihre 
Identifikation finden können. Ihre Existenz- und Lebenssicherheit sehen 
sie weder in .wohlerworbenen Rechten' noch im Eigentum an Grund und 
Boden oder Aktienbesitz gewährleistet.

Für die in die Erwachsenenwelt eintretende jüngere Generation wird 
diese Indentitätskrise zu einem sozialen Problem ersten Ranges. Es ist 
an der Zeit, daß wir Älteren, die wir vom Standpunkt der Jungen das 
„Establishment“ darstellen, diesen neuen Aspekt der sozialen Frage sehr 
ernst nehmen und unseren Teil zu ihrer Lösung leisten, ehe uns dazu die 
rechtlichen Möglichkeiten aus der Hand genommen werden.

Kritik und Ablehnung der bestehenden Gesellschaftsordnung durch die 
’ jüngere Generation — darüber ist nun fast zuviel geredet und geschrie­

ben worden — sind emotional getragen von einem fast fanatisch zu nen­
nenden Gerechtigkeitsgefühl bei gleichzeitiger radikaler Ablehnung jeg­
licher institutionalisierter Autorität. (Ich spreche bewußt von institutio­
nalisierter Autorität, da es durch nichts erwiesen ist, ob neben dem 
verschärften Gerechtigkeitssinn unsere Jugend nicht ein ebenso empfind­
liches Organ für echte persönliche, frei anzuerkennende Autorität besitzt).

Der mehr oder weniger deutlich zum Ausdruck gebrachte Drang nach 
Unabhängigkeit, nach originärer eigener unprogrammatischer Lebens­
gestaltung, kurz, -nach ungehemmter Persönlichkeitsentfaltung, steht in 
einem engen Bezug zur ebenso radikal vorgetragenen politischen Forde­
rung nach unbedingter Gleichheit aller. Darin scheint nun ein unauflös­
barer Widerspruch zu liegen, dann jedenfalls, wenn man
1. unter sozialer Gerechtigkeit Gleichheit des gesellschaftlichen Status, 

der Bildung und des Einkommens versteht und
2. unter persönlicher Freiheit völlige Unabhängigkeit, also gerade nicht

4 Eröffnungsvorfrag auf der 29. Tagung des Seminars (Or freiheitliche Ordnung in Herrsching 
am Ammersee am 21. 7. 1973.
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Bindung an eine Ordnung der allgemeinen Gleichheit, der Gleichför­
migkeit und Unterschiedslosigkeit.

In Gesprächen mit jüngeren Menschen gelingt es nur schwer, diesen 
Widerspruch aufzulösen. In der unreflektierten Ablehnung aller äußeren 
gesellschaftlichen Zwänge — dies entspricht etwa dem „progressiven“ 
Freiheitsbegriff — und der sicher echt, wenn auch undifferenziert empfun­
denen Sehnsucht nach Brüderlichkeit kommt ein tiefes menschliches An­
liegen zum Ausdruck, das schon in der Vergangenheit Menschen in Lebens­
gemeinschaften mit Ordenscharakter zusammengeführt hat. Nur eines 
wird dabei übersehen — und daran scheitern heute wie am Anfang der 
sozialen Bewegung alle auf absolute Gleichheit der Lebensbedürfnisse 
bauende Gemeinwesen — daß sich der Mensch des zwanzigsten Jahr­
hunderts die geistige und politische Mündigkeit nicht mehr nehmen läßt. 
Seine Mündigkeit, d. h. das Recht auf Selbstbestimmung muß jedoch mit 
der Forderung nach Gleichheit des gesellschaftlichen Status, nach Gleich­
heit der Lebensbedürfnisse, Gleichheit der Einkommen, Gleichheit der 
Bildung auf die Dauer in einen unüberwindlichen Konflikt geraten.

Die soziale Frage besteht.
Sie entzündet sich in den wirtschaftlichen Beziehungen der Menschen 

an dem vom bestehenden Geld- und Bodenrecht her legalisierten Ren­
teneinkommen aus Boden und Kapital zu Lasten der Einkommen aus 
Arbeit; im kulturellen Bereich im reglementierten Lehrer-Schüler-Ver­
hältnis, am reformfeindlichen, absolutistisch gegen freie Initiativen ab­
gesicherten staatlichen Bildungsmonopol. Sowohl in der Wirtschaft als 
auch im Bildungswesen steht der Einzelne und stehen vor allem die 
jungen Menschen mit ihren Lebensanliegen vor einer unüberwindlichen 
etablierten Macht, die sie mit den Institutionen (Schulen, Hochschulen 
und Wirtschaftsbetriebe) und deren Leitern indentifizieren. Andererseits 
machen es die bestehende (künstliche) Knappheit von Kapital und die 
(natürliche) Knappheit von Boden der Mehrheit der Bevölkerung so gut 
wie unmöglich, sich von den genannten Zwängen freizumachen und selbst 
unternehmerisch tätig zu werden. Sie erleben drückend die Abhängigkeit, 
hier von. den etablierten Unterrichtsbeamten, dort vom Arbeitgeber.

Ähnlich wie in der Wirtschaft Boden und Kapital, so werden durch das 
staatliche Bildungsmonopol die Bildungsinstitutionen knapp gehalten und 
gleichzeitig mögliche unabhängige gesellschaftliche Bildungsinitiativen 
verhindert.

Vor dieser Situation stehen wir.
Welches sind nun die politischen Antworten auf die aufgeworfenen 

Fragen? An dieser Stelle müssen wir noch einmal auf die Motive zurück-
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kommen, die — wie wir meinen — den Forderungen der Jugend, aber 
auch bestimmter politischer Gruppen zugrunde liegen: Die „etablierte 
Macht“ in der Wirtschaft wie im Bildungswesen soll durch „Demokrati­
sierung“ gebrochen werden. Alle an einer Institution (Wirtschaftsbetrieb, 
Schule oder Hochschule) Beteiligten sollen nach dem Prinzip der politi­
schen Gleichheit und Gleichberechtigung an den Entscheidungsprozessen 
mitwirken. Das wird unter Mitbestimmung — wenn sie einmal vollständig 
verwirklicht ist — verstanden. Unter dem Sammelbegriff „demokratischer 
Sozialismus“ gibt es heute schon ideologisch und organisatorisch weniger 
einheitliche als mehr gefühlsmäßig übereinstimmende Gruppierungen und 
Strömungen. Persönlichkeiten wie Roger Garaudy („Die Alternative — ein 
neues Modell der Gesellschaft jenseits von Kapitalismus und Kommunis­
mus“, Molden 1973), Ota Sik („Der dritte Weg“, Hoffmann & Campe 1973); 
Eugen Lobt und Leopold Grünwald („Die intellektuelle Revolution“, 
Econ, 1969) sind Exponenten dieses „humanen und demokratischen Sozia­
lismus“, der sich, wie die genannten Vertreter es aus bitteren persönlichen 
Erfahrungen und mit leidenschaftlichem Engagement und überzeugtem 
Pathos in den o. a. Schriften tun, entschieden von jeder Form eines zen­
tral gelenkten, mit allen Mitteln politischer Macht erzwungenen Sozialis­
mus ebenso abwendet, wie von der ungerechten Einkommens- und Ver­
mögensverteilung einer von privaten Monopolen beherrschten ,kapita­
listischen Gesellschaft':

„Nur eine demokratisch entschiedene, langfristige und indirekte Beein­
flussung der Einkommens-, Investitions- und Konsumentwicklung — auf 
der Basis von einigen Varianten wissenschaftlich fundierter, makroökono- 
mischer Orientierungspläne — kann die Wirtschaft den zukünftigen 
humanen Zielen der Gesellschaft unterstellen. Durch eine zielbewußte 
institutionelle, schon bei der Vorbereitung von Planalternativen und bei 
der definitiven Auswahl des Plans berücksichtigte Gleichstellung von 
demokratisch gewählten Repräsentanten der Nichtproduzenteninteressen 
mit den Repräsentanten der unmittelbaren Produzenteninteressen kann 
die Entscheidung demokratisch vertieft werden. Die humanen Interessen 
der Gesellschaft können sich so gegenüber einseitigen, partikularen Inter­
essen konsequenter durchsetzen. Durch die Beseitigung der großen, kon­
zentrierten privaten Aneignung des Mehrwerts sowie die öffentliche 
Fixierung und Verfolgung der Nationaleinkommensaufteilung entfällt im 
Grunde auch die ökonomische Basis einer vorrangigen Durchsetzung von 
einseitigen oder beschränkten Interessen innerhalb der Politik.

. . . Schließlich müssen die politischen Demokratieelemente weiter ver­
tieft und dadurch sachliche Gesellschaftsveränderungen gegenüber politi­
schen Partei- und Machtinteressen sowie eine paritätische Vertretung von
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Nichtproduzenteninteressen in allen politischen und wirtschaftspolitischeri 
Organen erreicht werden.

. . . Auch die Entscheidung für eine solche sozialistische Wandlung 
in der Gesellschaft kann nur das Resultat einer Volksbewegung sein. Ent­
spricht diese Wandlung tatsächlich den Zukunftsinteressen der arbeitenden 
Menschen, dann müssen das Einverständnis und die Unterstützung der 
Mehrheit zu gewinnen sein. Jeder Versuch, einer Minderheit, die tuirfclich 
sozialistische - Idee gewaltsam der Mehrheit auf zu zwingen (was 
schon ein Widerspruch in sich ist) wird notwendig scheitern.“ ')

Über die ersten notwendigen Schritte zur Verwirklichung der „Arbeiter­
selbstverwaltung“ schreibt Garaudy:

. . . „Die ersten zu treffenden Maßnahmen wären sicher die Verstaat­
lichung der großen Produktionsmittel, des Transportwesens, des Kredit­
wesens und der Informationsmittel sowie die Legalisierung und . allge­
meine Einführung der Arbeiterselbstverwaltung in den Unternehmen und 
.in allen Einrichtungen des Wirtschafts- und Soziallebens. Ihrem eigenen 
Prinzip nach kann die Arbeiterselbstverwaltung weder voraus ,program­
miert' noch ,oktroyiert' werden. Sie ist das Werk der Beteiligten selbst.“ ■

. . . „Das Prinzip der Arbeiterselbstverwaltung stimmt mit dem der 
_ Demokratie überein, so wie Jean-Jacques Rousseau sie im ,Gesellschafts- 

vertrag' definiert hat: Autonomie jedes Einzelnen und seine volle Teil­
nahme an der gemeinsamen Entscheidung!

Doch die bürgerliche Demokratie hat dieses Prinzip nie entwickelt. Sie 
ist aus zwei Gründen eine .formelle''geblieben: Einmal hat sie nicht 
auf das Wirtschaftsleben üb er g e g r if f e n, wo die Mo­
narchie des Eigentümers der Produktionsmittel erhalten bleibt, zum an­
deren läßt sie sogar im politischen Bereich die Macht der besitzenden 
Klassen unter der rechtlichen Fiktion der Volkssouveranität fortbe- 
stehen.“ *) • '

Ähnliche Vorstellungen wurden auf dem Parteitag der sozialdemokra­
tischen Partei Deutschlands im April 1973 in Hannover zur Diskussion 
gestellt:

„Die wichtigsten Beiträge lieferte hier (zu den Themen: Wachstums­
widersprüche und Loyalitätssicherung) die Debatte um eine Vollsoziali­
sierung der Produktionsmittel. Es sind also noch keine Ergebnisse sichtbar, 
und selbst die Fragen sind noch nicht mit ausreichender Präzision formu­
liert. Aber das Thema ist auf die Tagesordnung der deutschen Politik

gesetzt und wird auch nach diesem Parteitag auch in der SPD auf einer
J) Ofa Sik, .Der dritte Weg', Seite 428 und 431 
s) Garaudy .Die Alternative', Seilei 207 und 210
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höheren Stufe, also jenseits der plumpen Alternative „Anarchie kapitali­
stischer Produktion“ oder ,zentrale Planung bei Aufhebung des Privat­
eigentums an Produktionsmitteln' ansetzen müssen ...

Gleichzeitig entsteht das Problem, daß'die Demokratisierung der ge­
sellschaftlichen Institutionen nicht im selben Maße vorangetrieben werden 
kann, wie die Legitimationsbasis bei bestimmten Gruppierungen schwin­
det. Die objektiven Schwierigkeiten einer Demokratisierung von Industrie­
betrieben, Hochschulen, Redaktionen etc. bei gleichzeitiger Erhaltung (oder 
jedenfalls: nicht allzu starker Verminderung) der Funktionsfähigkeit sind 
nicht von Heute auf Morgen zu überwinden. Im übrigen stößt die Ver­
wirklichung von Partizipation auf den harten Widerstand betroffener 
Interessengruppen, auf den Widerstand'wirtschaftlicher Macht.“ ’)

Gemeinsam ist dem' „demokratischen Sozialismus" die marxistische 
Analyse der traditionellen, vom „Liberalkapitalismus“ geprägten Gesell­
schaft. Mit Marx wird im persönlichen Eigentum, d. h. im individuellen 
Verfügungsrecht über die Wirtschaftsfaktoren Boden und Kapital, die 
Ursache für soziale Ungerechtigkeit, Ausbeutung und Entfremdung und 
somit für die Unfreiheit des in Abhängigkeit gehaltenen arbeitenden 
Menschen gesehen. Daher die (Marx'sche) Definition Garaudy's:„Arbeiter- 
selbstverwaltung — eine Assoziation, worin die freie Entwicklung eines 
jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist!“ ')

Ernst zu nehmen ist das Ziel: Die Befreiung des Menschen von Unter­
drückung, Ausbeutung und Fremdbestimmung. Aber ebenso ernst müssen 
wir nehmen, daß hier auf das untauglichste Mittel zur Erreichung dieses 
Zieles zurückgegriffen wird: Die Demokratisierung aller gesellschaftlichen 
Einrichtungen.

Für diese verhängnisvolle Fehlerwartung — Fehlerwartung mit Bezug 
auf das ordnungspolitische Ergebnis weiter um sich greifender demo­
kratischer Willensbildung bis in den wirtschaftlichen und kulturellen 
Bereich hinein — wie wir sie auch bei hervorragenden Repräsentanten 
des „demokratischen Sozialismus“ antreffen — müssen Gründe vorliegen, 
die aufzudecken wir es uns nicht zu leicht machen dürfen. Auf einen Punkt 
soll an dieser Stelle nur hingewiesen werden, er wird uns auf dieser Ta­
gung in erster Linie beschäftigen müssen: Die zu kurz gefaßte Gesell­
schaftsanalyse Karl Marx', die ihn verhinderte, die ursächliche Bedeutung 
der Primär-Monopole für die Abhängigkeit der arbeitenden Menschen 
von den künstlich knapp gehaltenen Produktionsmitteln zu erkennen. 
Dazu muß die Vorfrage beantwortet werden: Wie entsteht Eigentum? Was

3) Peter Glotz: „Demokratischer Sozialismus als linker Reformismus", aus Politik und Zeit­
geschichte 9. 6. 1973, Seite 6 und 7 
J) Marx: Frühe Schriften, Band 2, Seite 598
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kann in einem Gemeinwesen gleichberechtigter Bürger als Eigentum in 
die freie persönliche Verfügung übergehen? Wie entsteht dagegen »Ge­
meineigentum* und welchen gemeinsamen Zwecken dient es? Kann eine 
prinzipielle Grenze gezogen werden zwischen Produktionsmitteln in Ge­
meineigentum und in Privateigentum? Kurz, welches sind die Kriterien 
für den sozialen Begriff .Eigentum'?

Auch wenn es uns gelingt, überzeugend nachzuweisen, daß mit der 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel die eigentliche Ursache von 
„Ausbeutung und Entfremdung“ des Menschen nicht beseitigt ist — sie 
im Gegenteil durch die totale Monopolisierung der Produktionsmittel nur 
verschärfter zur Auswirkung kommen muß — so bleibt doch eine zweite 
Frage unbeantwortet, die vielleicht sogar an ein noch ernster zu nehmen­
des Problem rührt: Wie ist es zu verstehen, daß trotz gegenteiliger ge­
schichtlicher Erfahrung man von demokratischen Entscheidungen mehr 
Vernunft, mehr Gerechtigkeit, vor allem aber mehr Freiheit für den Ein­
zelnen erwartet als von ihm seihst?

Welches waren die Marksteine auf dem Wege zur politischen Befreiung? 
Wer waren die geistigen Väter der Freiheitsbewegung und welches waren 
ihre rechtlich-politischen Instrumente, um dieses Ziel zu erreichen? Der 
Kampf um die Befreiung des Menschen von völliger oder teilweiser Ab­
hängigkeit und Fremdbestimmung hat von vornherein einen inneren 
individuell-geistigen und einen gesellschaftlichen rechtlich-politischen 
Aspekt. Bis zum Beginn der Neuzeit ging es um die Anerkennung der 
individuellen geistigen Freiheit, um die Anerkennung einer im denkenden 
Bewußtsein jedes Einzelnen aufleuchtenden Ideen- und Wahrheitswelt. 
Jeder Mensch wollte sich selbst durch eigene Erkenntnis vom Wahrheits­
gehalt eines Gedankens oder einer Sache überzeugen können. Allgemein 
vorgegebene „Wahrheiten“ wurden von nun an so lange in Frage gestellt, 
als sie nicht durch eigenes Denken bestätigt werden konnten. So war 
schon das Wort im Johannesevangelium zu verstehen:

„Ihr werdet die Wahrheit erkennen und die Wahrheit wird euch frei 
machen“.

Freiheit durch Erkenntnis der Wahrheit.
Die rechtlich-politischen Auswirkungen dieser im Inneren jedes Men­

schen sich abspielenden Befreiung waren nicht weniger radikal, denn der 
von jetzt an nicht mehr zu unterdrückende Anspruch jedes Einzelnen auf 
Gedankenfreiheit begründete zugleich ein neues Recht und zwar gleiches 
Recht Aller auf eigene Ideen, eigene Urteils- und Meinungsbildung, eigene 
Weltanschauung. Die Geburtsstunde der geistigen Freiheit wurde so auch 
zur Geburtsstunde der Rechtsgleichheit: Gleiche geistige Freiheit für alle.

10

t



Der Keim zu politischer Freiheit und Gleichheit war mit dem Christen­
tum gelegt. Wir überspringen den nächsten großen Schritt, auf den sich 
die Hoffnungen Mitteleuropas auf allgemeine rechtlich gesicherte geistige 
und soziale Befreiung richteten: Die Zeit der Reformation und der Bauern­
kriege (Wir werden darüber von Dr. Lothar Vogel hören) — und blicken 
auf die Reihe der uns schon nahe stehenden modernen Sozialdenker des 
18./19. Jahrhunderts, deren große Leistung darin bestand, die Idee der 
Freiheit in die politische Sprache ihrer Zeit zu überführen:
Charles de Montesquieu (1689 — 1755), Adam Smith (1723—2790), Francois 
Quesnay (J694 — 1774), Anne Robert Jacques Turgot (1727—2782), Pierre- 
Joseph Proudhon (1809 — 2865), Alexis de Tocquevüle (1805—2859), John- 
Stuart Mill (1806 — 1873).

Was stand der Verwirklichung der gesellschaftlichen Freiheit damals 
entgegen?
1. Der politische Machtanspruch des absoluten Königtums und die im 

Absolutismus ebenfalls abgesicherten rechtlichen Privilegien des Adels 
und des Klerus.

2. Das System des Feudalismus, das sich auf den Grundbesitz in den 
Händen des Adels und der Kirche stützte.

Was man später unter .Kapitalismus' verstand, befand sich noch in den 
Anfängen. Die Abhängigkeit der Masse der Bevölkerung vom .Kapital' 
wurde erst zu einer sozialen Frage, als die handwerkliche Arbeit von der 
industriellen Arbeit abgelöst wurde, die mit dem bis dahin nicht ge­
kannten Ausmaß neuer Kapitalinvestitionen zusammenhing.

Die soziale Abhängigkeit war nunmehr eine doppelte: Die rechtlich­
politische Abhängigkeit als Untertan vom Landesfürsten, die wirtschaft­
liche Abhängigkeit vom Boden und Kapital.

Das Seminar wird sidt im besonderen mit der Monopoleigenscholl von Boden und Kapital 
beschäftigen, deren äffentlidweehtlicher Charakter bisher übersehen wurde. Vor allem werden 
wir die Fragen zu behandeln haben; Welches sind die Ursachen für die ständige Knappheit 
von Kapital? Sein Zusammenhang mit der Einkommensbitdung, insbesondere mit der Funktion 
des Geldes? Und nicht zuletzt die Frage der kulturellen Abhängigkeit heute vom Staat oder 
des Ausschlusses breiter Bevolkerungskreise von den Bildungseinrichtungen der rechtlich und 
wirtschaftlich priviligierten Schichten zur Zeit des Absolutismus.

Die Geschichte der sozialen Bewegung bis zu den Revolutionen von 1789, 
1848 und 1917 ist die Geschichte der Befreiung des Menschen aus einer 
mehr oder weniger ins politische Bewußtsein der Zeit eingetretenen geisti­
gen Bevormundung, politischen Unterdrückung und wirtschaftlichen Be­
nachteiligung und Ausbeutung.

Montesquieu (1689 — 1755) ist insofern der Inaugurator der sozialen 
Befreiung des Menschen und gehört damit zu den großen Wegbereitern 
des Liberalismus, als er die monolithische Macht des Absolutismus durch
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Teilung und gegenseitige Kontrolle der Gewalten: Legislative, Exekutive 
und Judikative (L‘esprit des Lois 1748) auflöst. Das Instrumentarium, mit 
dem er die totalitäre Herrschaft der Monarchie bricht, ist das Recht.

Die Montesquieu’sche Idee, der Demokratie ist damit in letzter Konse­
quenz auf die Verteilung der Macht auf alle gegründet. D. h. aber Besei­
tigung von legaler Machtausübung von Menschen über Menschen und 
Beschränkung der Macht auf das Selbstbestimmungsrecht des Individuums. 
Die Demokratie, als reiner Rechtsbegriff verstanden, schließt die Majori- 
sierung des Einzelnen oder einer Minderheit in persönlichen Lebensent­
scheidungen aus. Nach Montesquieu bezieht sich das Prinzip der Demo­
kratie streng genommen auf die Kontrolle der Rechtsetzung und auf die 
Kontrolle der Anwendung der Gesetze. Auf der rechtlich politischen 
Ebene ist somit rechtsphilosophisch die Gleichheit zugleich mit dem Recht 
auf Selbstbestimmung aller gesichert. Dieser .ganz und gar freiheitliche 
Demokratiebegriff konnte nicht durchgehalten werden. — Warum nicht?

Es gelang den Physiokraten und den Manchesterliberalen nicht, eine der 
Montesquieu'schen Idee der rechtlichen Gewaltenteilung entsprechende 
Ökonomische Gewaltenteilung zur Seite zu stellen. Das Prinzip des „lais- 
ser faire — laisser aller“ und des „enrichissez-vous“ entfesselte die wirt­
schaftlichen Initiativen des Einzelnen — gleichsam eine Vorwegnahme 
unseres Verfassungssatzes: „Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit“ (Artikel 2 GG). Der freien (wirtschaftlichen) Ent­
faltung der Persönlichkeit entspricht noch heute unser Prinzip der Ge­
werbefreiheit: „Unternehmer ist, wer mit dem Willen, ein Gewerbe zu 
betreiben (§ 1 der Gewerbeordnung), d. h. mit dem Willen, Kapital und 
Arbeit zu einem Produktionserfolg zu kombinieren, im Rechtsverkehr 
hervortritt, d. h. Rechte ausübt, Güter erwirbt oder veräußert, Verpflich­
tungsverträge abschließt. Durch das Hervortreten im Rechtsverkehr wird 
die Unternehmereigenschaft begründet. Weitere Erfordernisse stellt das 
Gesetz nicht auf.“ *)

Vor allem Adam Schmith (1723 bis 1790), der auf den Grundsatz der 
freien wirtschaftlichen Entfaltung des Einzelnen und die Öffnung der 
Märkte zur freien Markt- und Weltwirtschaft den größten Einfluß aus­
übte, ging — wie in seiner Weise Rousseau — von dem Vertrauen in ein 
jedem Menschen innewohnendes gemeinsames Rechtsgefühl, einer gott- 
oder naturgegebenen Gleichheit aller aus; einer Grundmaxime, die — 
wie wir gesehen haben — auch Montesquieu zur Gewaltenteilung und zu 
seiner Auffassung von freiheitlicher Demokratie führte. Hier liegt nun die

:) Franz Böhm in .Mitbestimmung • Ordnungselement oder politischer Kompromih* 
Seewald 1971, S. 226.
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Wurzel zur folgenschweren Mißdeutung des Freiheitsgedankens der Auf­
klärungszeit, des Frühliberalismus und Frühkapitalismus.

Um die weitere Entwicklung der sozialen Bewegung zuwerstehen, müs­
sen wir uns daher der Frage zuwenden, warum der so hoffnungsvoll ins 
Leben getretene und auf wirtschaftlichem Gebiet hemmungslos prak­
tizierte Freiheitsgedanke derart in Mißkredit geraten konnte, daß er schon 
sehr bald von der rasch um sich greifenden Gegenbewegung des politi­
schen Sozialismus verdrängt zu werden drohte.

Alle großen liberalen Vertreter der sozialen Bewegung, von den Physio- 
kraten über Adam Smith und Pierre-Joseph Proudhon bis zu dem'um­
fassendsten politischen Freiheitsphilosophen John-Stuart Mill haben — 

• wie es Montesquieu folgerichtig für den staatlichen Bereich getan hat — 
in erster Linie die Beseitigung der einschränkenden Gesetze im Auge, die 
der wirtschaftlichen (und geistigen) Entfaltung des Bürgers im Wege stan­
den. So konnte Proudhon sagen: „Die wirtschaftliche Vollkommenheit 
liegt in der vollkommenen Unabhängigkeit der Arbeiter, so wie die po­
litische Vollkommenheit in der Unabhängigkeit der Bürger besteht." 
Dazu gehört — nach Pierre-Joseph Proudhon — das persönliche Eigen­
tum, allerdings nur Eigentum aus dem Gegenwert persönlich erbrachter 
Leistung:

„Wir wollen das Eigentum für alle, wir wollen das Eigentum ohne 
Wucher, weil der Wucher das Hindernis für eine allgemeine Verbreitung 
des Eigentums ist.“ *)

Proudhon war sich — wie auch sein englischer Zeitgenosse' Mill — be­
wußt, daß die Rechtsgleichheit, wie sie weitgehend durch die französische 
Revolution erreicht worden war, ihrer ökonomischen Ergänzung und Ver- 

. vollständigung bedarf, um den einzelnen Bürger in seine vollen Rechte 
einzusetzen. Deshalb sagt er in Bezug auf das Eigentum weiter: Die Ge- 

- rechtigkeit ist „die Anerkennung des anderen als einer uns rechtsgleichen 
Persönlichkeit . . . Sie ist die freiwillige und gegenseitige Achtung der 
menschlichen Würde, wo immer, in welcher Person und unter welchen 
Umständen auch immer sie gefährdet sei. .. “ :).

Die Unteilbarkeit der Freiheit kommt im folgenden Satz zum Ausdruck:
„Mein ganzes System beruht auf der Freiheit, der Freiheit des Gewissens, 

Freiheit der Presse, Arbeitsfreiheit, Handelsfreiheit, Freiheit des Unter­
richts, freier Konkurrenz, freies Verfügungsrecht über die Früchte der 
Arbeit und des Fleißes

Obwohl Proudhon — und wie wir sehen werden auch John-Stuart Mill

*) Proudhon: Le People, 2. 9. 1849.
7) Proudhon; Justice dans la Revolution, Bd. 1, S. 182.
*} Proudhon: Programme revolutionaire, Bd. XVII, S. 45.
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— die Idee der sozialen Freiheit über den bloßen Laisser-faire-Liberalis- 
mus und den Glauben an die der menschlichen Gesellschaft immanenten 
Harmonisierungskräfte weit hinausführte und sehr konkret die Ursachen 
der wirtschaftlichen Ungerechtigkeit in der „Aneignung der Früchte des 
Fleißes anderer“ sieht, kann er noch nicht den Weg zur „Gegenseitigkeit 
von Leistung und Gegenleistung“ (Mutualismus) eindeutig aufzeigen. Er 
kam jedoch der Lösung des Problems der Tauschgerechtigkeit ganz nahe: 
„Was toird denn nun die Formel dieser Gleichung sein? Wir können sie 
jetzt schon unterscheiden: Es muß ein Tauschgesetz, eine Theorie der 
Gegenseitigkeit sein . . . Die Theorie des Mutualismus ist. . . die Synthese 
der beiden Ideen des Eigentums und des Gemeinbesitzes." s) Damit stößt 
Proudhon auf das Tausch- und Rechtsmittel Geld. Es gelingt ihm aber 
nicht, seine Funktion und die vom Geldwesen ausgehenden Störungen 
des wirtschaftlichen Gleichgewichtes so überzeugend und praktikabel dar­
zustellen, daß — wenigstens theoretisch — die damalige Volkswirtschafts­
lehre sich ernsthaft mit ihm hätte auseinandersetzen müssen.

So haben Proudhon's Schriften und seine politische Tätigkeit als Ab­
geordneter in der französischen Nationalversammlung (in der er übrigens 
zur gleichen Zeit mit Alexis de Tocqueville saß) nicht den notwendigen 
nachhaltigen Einfluß auf seine Zeit ausgeübt. Die Forderungen der Sozia­
listen nach „Expropriation der Expropriateure“ (Karl Marx hat Proudhon 
gut gekannt und ihn nachhaltig bekämpft), die sich an die Emotionen der 
Menschen wandten, fielen bei den Ausgebeuteten und Entrechteten auf 
guten Boden.

Weniger verständlich ist die praktische Wirkungslosigkeit John-Stuart 
Mill's (1806 — 1873) auf die Politik oder doch wenigstens auf die politische 
Ökonomie und die Staatsrechtslehre. Denn Mill's Analyse bezieht sich 
nicht nur auf die Feststellung der vielfältigen Tatbestände legalisierter 
sozialer Ungerechtigkeit, sondern er untersucht mit außerordentlichem 
Scharfsinn die Grundprinzipien des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
und Zusammenwirkens in der Wirtschaft — vor allem die gegenseitigen 
Abhängigkeiten der wirtschaftlichen Faktoren: Das Eigentum, seine ge­
sellschaftliche Funktion; die Abhängigkeit der Arbeit von Boden und 
Kapital und die Kapitalbildung aus Konsumverzicht bzw. aus gesteigerter 
Produktion. Dabei überrascht es, daß Mill schon vor über hundert Jahren 
nicht nur die kritischen Punkte aufzeigt, an denen sich die sozialen Span­
nungen entzünden, sondern auch Einsichten in Funktionszusammenhänge 
wie die des Geldes gewinnt, die erst in unserem Jahrhundert gleichsam 
wieder entdeckt wurden. Nicht weil sie uns heute Neues zu sagen hätten,

’) Pierre-Joseph Proudhon, Über die Tousdibonk, Organisation du Credit et de la Circulation, 
März 1948, Oeuvres completes, Bd. 1.
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sondern zur Rehabilitation früher liberaler Erkenntnisse und Forderungen 
sollen einige beispielhafte Gedanken Mills im Wortlaut wiedergegeben 
werden:

Zum Eigentumsbegriff und zum Bodeneigentum:

»Indem das wesentliche Prinzip des Eigentums darin besteht, daß den 
Personen dasjenige g e s ich e r t w e r d e, w a s sie durch 
ihre Arbeit hervorgebracht und durch ihre Ent­
haltsamkeit angesammelt haben, kann dieses Prinzip keine 

■ Anwendung auf dasjenige finden, was nicht der Ertrag der Arbeit ist, 
nämlich das rohe Material der Erde. Wenn der Boden seine Produktiv­
kraft gänzlich von der Natur und durchaus nicht von menschlicher Er- 

. werbstätigkeit herleitete oder wenn es irgend Mittel gäbe zu unterschei­
den, was aus jeder dieser Quellen herflösse, so würde es nicht nur nicht 
notwendig, sondern auch der Gipfel der Ungerechtigkeit sein, 
die Gabe der Natur einigen wenigen als eigenmächtiges Privileg 

tzu überlassen.." ")
„Die Gesetze in Betreff des Eigentums haben sich noch keineswegs den 

Prinzipien angepaßt, auf denen die Rechtfertigung des Privateigentums 
beruht. Sie haben ein Eigentum über Dinge festgestellt, die nie Eigentum 

. hätten werden sollen, und ein unbedingtes Eigentum da, wo nur ein be­
dingtes Eigentum stattfinden sollte. Die Gesetze haben die 
Waagschale zwischen den verschiedenen Klassen 
nicht nach Recht und Billigkeit gehalten, sondern 
haben einigen Hindernisse in den Weg gelegt, um anderen Vorteile zu ge­
währen; sie haben absichtlich Ungleichheiten be­
günstigt und verhindert, daß alle beim Wettlauf 
gleichmäßig gestellt sind.“ ‘‘l

„Bei jeder Verteidigung des Privateigentums wird dasselbe so auf gef aßt, 
daß jedem Individuum die Früchte seiner eigenen Arbeit und Enthaltsam­
keit gesichert sein sollen. Eine Garantie der Früchte frem­
der Arbeit und Enthaltsamkeit gehört nicht zum 
eigentlichen Wesen dieser Institution.“ “)

Sätze, wie'die folgenden könnten in unseren Tagen formuliert sein: 
„Die Untersuchung aber, welche jetzt nottut, muß auf die 

all e r ob er st en Prinzipien der gegenwärtigen Gesell­
schaftsordnung zurückgehen, denn die fundamentalen

10) Grundsätze der politisdien Oekonomie, Bd. 5, Ausgabe 1966, Buds 2, Kapitel 2, § 5, S. 242, 
Scienta-Verlag, Aalen.
11) Band 2, Kapitel t, § 3,
'■) Band 5, Buch 2, Kapitel

S. 220.
1, § 3, S. 221.
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Lehren, welche früheren Generationen als unbestreitbar galten, werden 
nunmehr in Zweifel gezogen . . . Wenn Klassen eine Stimme bei der Er­
örterung haben, welche soviel wie gar kein Eigentum besitzen und welche 
an dieser Institution bloß insofern interessiert sind, als sie dem allgemei­
nen Wohle dient, werden diese niemals zugeben, daß irgendein Prinzip 
als ausgemacht hingestellt werde — am wenigsten das des Privateigen­
tums — dessen Rechtmäßigkeit und Ersprießlichkeit von vielen Denkern, 
die sich, auf den Standpunkt der arbeitenden Klassen stellen, bestritten 
wird. Diese Klassen werden sicherlich verlangen, daß 'der Gegenstand in 
allen seinen Teilen neuerdings von Grund aus erörtert werde . . . Aber 
es ist klär, daß wir alle ihre etwaigen Vorschläge nur. dann richtig wür­
digen und die Gründe unseres Urteils nur dann in einer für die Masse 
des Volkes überzeugenden Weise darlegen können, wenn wir zuvor die 
beiden gegnerischen Theorien — 
mu s und die des Privateigentums

die des Sozialis- 
— durchmustert haben.

Denn so unwiderleglich auch die Argumente zugunsten der Gesetze 
des Privateigentums denen gelten mögen, in deren Augen sie den doppel­
ten Zauber besitzen, welchen das unvordenkliche Herkommen und das 
persönliche Interesse verleiht, so ist doch nichts natürlicher, als daß sie 
einem Arbeiter, welcher über politische Dinge nachzudenken begonnen hat, 
in ganz anderem Lichte erscheinen . . . Trotz alledem, was für die Aus­
dehnung freiheitlicher Rechte bisher geschehen ist und voraussichtlich 
noch geschehen wird, gibt es doch eine kleine Minderzahl, die zu großem 
Reichtum geboren ist, während die Mehrzahl zu einer Wirklichkeit be­
stimmt ’ist, die durch Kontrast nur noch verschärft wird. Die große 
Mehrheit der Menschen ist zwar nicht mehr auf­
grund der Gesetze geknechtet oder in einem- Zu­
stand von Abhängigkeit erhalten, wohl aber auf­
grund ihrer Armut ... Mit Recht halten dies die Armen für ein 
Übel, kaum geringer ,als irgendeines, mit welchem die Menschheit bisher 
gerungen hat. Ist es ein notwendiges Übel?" u)

Dieselben Fragen stellen sich heute in verschärfter Form. Das Vertrauen 
in die liberalen Grundsätze: daß allein die Beseitigung der ungleichen 
sozialen Ausgangslage der Menschen und die Erklärung der Gewerbe­
freiheit zugleich auch sozial gerechte — vor allem auch wirtschaftlich ge­
rechte — Lebensverhältnisse bewirken würde, ist durch die gegenteilige 
Entwicklung seit Mill erschüttert. Mit ihm sind wir jedoch der Über­
zeugung, daß daran nicht die liberalen Grundsätze schuld sind, sondern 
die Abkehr der Gesellschaftswissenschaften, der Soziologie, der National­
ökonomie und Staatsrechtslehre von den allgemeinen menschheitlichen

") John-Stuart Mill, der Sozialismus, Bd. 12, S. 163 bis 166.
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Ideen und die ausschließliche Orientierung der rechtlichen Ordnung an 
den gegebenen gesellschaftlichen Tatbeständen, die in der Eigentumsfrage 
kulminieren. Die Orientierung an allgemeingültigen, am Menschen selbst 
abgelesenen Gesetzen hat dagegen Mill schon in seinen „allgemeinen 
Betrachtungen über die Gesellschaftswissenschaft“ nachdrücklich gefor­
dert:

„Zunächst nach der Wissenschaft vom Einzelmenschen kommt die 
Wissenschaft vom Menschen in der Gesellschaft, von den Handlungen 
der Gesamtmassen der Menschheit und den verschiedenen Phänomenen, 
deren Inbegriff das gesellschaftliche Leben ausmacht .. . Alle Erscheinun­
gen des gesellschaftlichen Lebens sind Erscheinungen der menschlichen 
Natur, die durch Einwirkung äußerer Umstände auf Massen von mensch­
lichen Wesen erzeugt werden. Wenn daher die Phänomene des mensch­
lichen Denkens, Fuhlens und Handelns festen Gesetzen unterworfen sind, 
so müssen jene des gesellschaftlichen Lebens notwendigerweise gleich­
falls festen Gesetzen entsprechen, welche das Ergebnis jener früheren 
Gesetze sind.“ u)

Die Sozialwissenschaften haben wie die Naturwissenschaften — die 
Medizin nicht ausgenommen — die Wissenschaft vom Menschen an die 
Geisteswissenschaften abgetreten und sich völlig pragmatisch nur mit 
den vordergründigen Tatbeständen befaßt. Sie haben sich damit des ein­
zigen Maßstabes begeben, nach dem ihre Wertigkeit beurteilt werden 
konnte: Des Maßstabes des Menschen und dessen Lebensbedingungen. 
Die großen Liberalen besaßen noch diesen allgemeinen menschlichen 
Maßstab. Sie gingen vom Menschen aus, von seinem gesellschaftlichen 
Schicksal und seinen sozialen individuellen Bedürfnissen und Gemein­
samkeiten. Aus ihrer Philosophie vom Menschen schöpften sie ihre Krite­
rien für das allgemein geltende Recht.

Der politische Liberalismus ist darum nicht etwa an zuviel individueller 
Freiheit gescheitert, sondern an der nicht konsequenten Verwirklichung 
der gleichen Freiheit für alle. Bei Mill waren die Ansätze dazu schon in 
vollkommener Weise vorhanden. Vor allem befand er sich mit seinen 
Ideen — wie wir gesehen haben — am Brennpunkt der sozialen Frage: 
Bei der Eigentumsfrage, dem Verhältnis Arbeit — Kapital und der Ver­
teilung der Arbeitsergebnisse. Audi die Steuerungsfunktion, die dem 
Geld als Tauschmittel der volkswirtschaftlichen Güter und Leistungen 
zukommt, wie es sich als Wertmesser zwischen Angebot und Nachfrage 
einschaltet, wie der Kaufwert des Geldes von dem Verhältnis von Gesamt­
angebot an Waren zur Gesamtnachfrage in Geld und der Umlaufgeschwin-

»J 0d. 3, Such 6, Kapitel 6, § 2, S. 279, 28t-282.
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digkeit des Geldes abhängt — alle diese Erkenntnisse sind 
wie bei Proudhön — vor über hundert Jahren schon einmal dagewesen 
und bis in unsere Tage unbegreiflicherweise teils in Vergessenheit gera­
ten,.teils bruchstückhaft und vielfach gegen den Widerstand der offiziellen 
Nationalökonomie wieder entdeckt worden.

-ähnlich

John-Stuart Mill über Funktion und Wert des Geldes — der Preis

„Die Preise werden nicht allein durch die Konkurrenz der Verkäufer, 
sondern auch durch die der Käufer bestimmt, durch Nachfrage ebenso 
gut wie durch Angebot. Die Nachfrage, welche die Geldpreise bestimmt, 

^besteht aus allem Gelde in den Händen des Gemeinwesens, welches für 
Waren ausgegeben werden soll, und solange als das Verhältnis zu den 
Waren sich nicht vermindert, findet ein allgemeines Sinken der Preise 
nicht statt.“ '

„Wie die Gesamtheit der am Markt befindlichen Güter die Nachfrage 
nach Geld begründet, ebenso wird die Nachfrage nach Gütern durch die 
Gesamtheit des Geldes begründet. Das Geld und die Güter suchen sich, um 
gegeneinander ausgetauscht zu werden.“ "1

„Wenn die in Umlauf befindliche Gesamtsumme Geld sich verdoppelte, 
würden die Preise auch doppelt so hoch werden . . . Gerade die nämliche 
Wirkung würde auf die Preise hervorgebracht sein, wenn wir eine Ver­
minderung der Güter statt der Vermehrung des Geldes annehmen . . . 
Der Wert des Geldes variiert daher, wenn die sonstigen Dinge sich gleich 
bleiben, im umgekehrten Verhältnis seiner Quantität, indem jede Zu­
nahme der Quantität den Wert mindert, und jede Verminderung der Quan­
tität ihn erhöht, und zwar in einem genau entsprechenden Verhältnis.“ ")

„Wenn wir annehmen, die Quantität der zu verkaufenden Güter sowie 
die Zahl der Male, daß diese Güter wieder verkauft werden, seien fest­
stehende Größen, so wird der Wert des Geldes abhängig sein von seiner 
Quantität samt der durchschnittlichen Zahl der Male, daß jedes Geldstück 
hierbei die Hände wechselt.“ w)

„Wenn demgemäß die Summe der Güter und der Geschäfte dieselbe ist, 
so steht der Wert des Geldes im umgekehrten Verhältnis zu seiner mit 
der sogenannten Schnelligkeit multiplizierten Quantität.“ '*)

Unter dem Wert des Geldes ist die Kaufkraft bzw. das Durchschnitts- 
Preisniveau zu verstehen.

15) Grundlage der politischen Oekonomie, Bd. 6, Ausg, 1968, Buch .4, Kapitel 4 8 1. S. 35
10) Buch III, Kapitel VIII, § 2, S. 162.
‘’J ebenda, S. 164. '
11) ebenda, S. 165. (
I9) ebenda, S. 166.
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Der damit gekennzeichnete Rechtscharakter des Geldes wurde bis heute 
nicht erkannt oder zumindest nicht in der Währungsverfassung ge­
sichert. Vor allem .wurde die Gleichgewichtsfunktion des Tauschfaktors 
Geld nicht als integraler Bestandteil eines gerechten Leistungsaustausches 

• realisiert und somit auch nicht die vom herkömmlichen Geld ausgehenden 
Gleichgewichtsstörungen und Ungerechtigkeiten zwischen Geben und Neh­
men. Als Folge davon blieben bis heute die mit der unvollkommenen 
Geldfunktion zusammenhängenden Differenzen zwischen Einkommens­
und Kapitalbildung ungeklärt. Wir brauchen uns nicht zu wundern,, daß 
heute von neuem, wie schon vor hundert Jahren, an diesem neuralgischen 
Punkt die Sozialisten mit der radikalen Forderung nach Vergesellschaf­
tung der Produktionsmittel, gesellschaftlicher Verfügung über Kapital, 
gleicher Verteilung der Einkommen usw. einsetzen. Da es bisher nicht 
gelungen ist — worum die Frühliberalen mit der Kraft der wissenschaft­
lichen Überzeugung gekämpft haben — allen Bürgern den gleichberech­
tigten Zugang zu den Wirtschaftsfaktoren Boden und Kapital zu öffnen, 
d. h. gesetzlich deren Monopolisierung (künstliche Verknappung) in den 
Händen einer Minderheit zu unterbinden, mußten und müssen die Sozia­
listen die freie Verfügung über Boden und Kapital ablehnen und ver­
suchen, ihre demokratische Verwaltung auf politischem Weg durchzu­
setzen. Mill sah die Gefahren, die damit verbunden waren. Zunächst 
schildert er ganz im positiven Sinne eine „wahrscheinliche Zukunft des 
Arbeiterstandes“:

„Diejenige Form der Assoziation jedoch, welche, wenn die Menschheit 
in ihrer sozialen Vervollkommnung fortschreitet, schließlich vorherrschend 
werden dürfte, ist nicht die Assoziation zwischen einem Kapitalisten an 
der Spitze und Arbeitern, welche keine Stimme bei der Verwaltung haben, 
sondern eine Assoziation zwischen Arbeitern unter sich auf dem Fuß der 
Gleichheit, welchen Arbeitern das Kapital, womit sie arbeiten, gemein­
schaftlich gehört und die ihr Geschäft unter Leitung von Vorständen 
betreiben, welche sie selbst erwählt haben und wieder absetzen kön­
nen.“ “)

Die 'Betriebsassoziation ist jedoch eine Genossenschaft von Selbstän­
digen, deren unterschiedliche Leistung auch unterschiedlich bewertet wird:

„Allen, welche bei der Arbeit mitwirken, gleiche Entlohnung zu geben, 
ist eine einfache und von gewissen Gesichtspunkten auch eine gerechte Vor­
schrift. Aber es ist das eine sehr unvollkommene Gerechtigkeit, wenn 
nicht auf jeden eine gleich große Arbeitsleistung zugeteilt ist.“ “)

Selbständigkeit in der Arbeit und Teilnahme am vollen Arbeitsertrag

20) Bd. 7, Buch IV, Kapitel VII, § 5, S. 81.
21) „Der Sozialismus', Band 12, S. 214.
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steht in engem Zusammenhang mit dem Wettbewerbsprinzip, durch das in 
einer freien Gesellschaft alleine der Fortschritt und die notwendige Lei­
stungskontrolle möglich ist. Der Wettbewerb kann dann allerdings auch 
nicht mit dem bisherigen ruinösen Konkurrenzkampf gleichgesetzt wer­
den, der vielfach auch weniger durch bessere Leistung im Dienste des 
Konsumenten als durch überlegenere wirtschaftliche Machtposition ent­
schieden wurde. So ist denn auch Mills Antwort auf die Kritik der Sozia­
listen am Wettbewerb zu verstehen:

„Ich stimme also mit den sozialistischen Schriftstellern in ihrer Auf­
fassung der Form überein, welche der industrielle Betrieb in seiner fort­
schreitenden Entwicklung anzunehmen die Tendenz hat; ich teile ganz 
ihre Ansicht, daß die Zeit reif ist, um mit dieser Umgestaltung zu begin­
nen, und daß solche durch alle gerechten und zweckdienlichen Mittel 
unterstützt und ermutigt werden sollte. Während ich aber mit den Sozia­
listen mit diesem praktischen Teile ihrer Bestrebungen übereinstimme, 
weiche ich ganz und gar ab von der am meisten hervortretenden und der 
heftigsten Seite ihrer Lehre — von ihren Deklamationen gegen die Kon­
kurrenz. Mit einer sittlichen Auffassung, welche in manchen Beziehungen 
den bestehenden Einrichtungen der bürgerlichen Gesellschaft weit voraus 
ist, verbinden die Sozialisten im allgemeinen sehr verwirrte und irrige 
Begriffe in Bezug auf deren tatsächliches Wirken, und einer ihrer größten 
Irrtümer ist es meines Erachtens, daß sie für alle' jetzt bestehenden wirt­
schaftlichen Übelstände der Konkurrenz Schuld geben. Sie vergessen, daß 
überall, wo keine Konkurrenz stattfindet, das Monopol herrscht und das 
Monopol in jeder Form eine Besteuerung der Betriebsamkeit zugunsten 
der Indolenz oder gar der Raubsucht ist .. . Anstatt also in der Konkur­
renz jenes verderbliche und antisoziale Prinzip zu erblicken, wofür sie der 
großen Mehrzahl der Sozialisten gilt, bin ich der Meinung, daß in dem 
gegenwärtigen Zustand der Industrie und Gesellschaft jede Einschrän­
kung der Konkurrenz ein Übel und jede Ausdehnung derselben, 
sie auch zeitweilig die eine oder andere Klasse von Arbeitern benach­
teiligt, schließlich ein Segen ist. Der Schutz vor der Konkurrenz bedeutet 
soviel wie Schutz der Trägheit und geistigen Stumpfheit, soviel wie eine 
Enthebung von der Notwendigkeit, ebenso tätig und intelligent zu sein 
wie andere." s’)

Bei anhaltender Vollbeschäftigung — das erste zu erstrebende Ziel 
jeder Gesellschaftspolitik, die sich an der sozialen Gerechtigkeit orien­
tiert — ist der Wettbewerb die unabdingbare Voraussetzung zur Verwirk­
lichung der sozialen Grundforderung der Arbeiter nach dem vollen Ar­

te enn

22) John-Stuart Mill: Wahrscheinliche Zukunft des Arbeiterstandes, Band 7. Buch IV Kapitel VI 
§ 7, Seite 102 bis 103. .
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beitsertrag. Mill sagt dazu: „Daß selbst auf dem Arbeitsmarkte die Kon­
kurrenz eine Quelle nicht des niedrigen sondern des hohen Arbeitslohnes 
überall dort ist, wo Konkurrenz bei der Nachfrage nach Arbeit die Kon­
kurrenz beim Angebote der Arbeit übersteigt.“ M)

Ganz entschieden wendet sich Mill gegen den „demokratischen Sozia­
lismus“, insofern er die persönliche Sphäre durch Mehrheitsentscheidun­
gen einschränkt.

„Andere und zahlreiche Keime der Zwietracht trägt die dem kommu­
nistischen Prinzip innewohnende Notwendigkeit in ihrem Schosse, Fra­
gen von dem höchsten Belang für jeden Einzelnen, 
welche gegenwärtig dem individuellen Ermessen überlassen bleiben kön­
nen und wirklich überlassen bleiben, durch die öffentliche 
Stimme zu entscheiden. Man denke z. B. an die Frage der 
Erziehung. Allein jedes volljährige Mitglied der Gemeinde hätte bei der 
Wahl des zur allgemeinen Anwendung bestimmten Systems eine gleich­
berechtigte Stimme. Hier liegt uns denn eine überaus ergiebige Quelle 
des Zwiespaltes vor Augen. Alle die in Betreff der Erziehung ihrer eigenen 
Kinder irgendwelche besonderen Meinungen oder Wünsche hegten, könn­
ten dieselben nur dann zu verwirklichen hoffen, wenn es ihnen gelänge, 
die Entscheidung des Gemeinwesens in ihrem Sinne zu beeinflussen . . ■ 
Allein selbst die zu erwartenden Zwistigkeiten wären für die Zukunft 
der Menschheit weit weniger gefahrdrohend als jene trügerische Ein­
mütigkeit, welche dadurch entstünde, daß alle individuellen Meinungen 
und Wünsche durch das M a cht g eb ot der Mehrheit in den Staub 
getreten würden. Die Hindernisse, welche sich dem menschlichen Fort­
schritt in den Weg stellen, sind allezeit groß, und es bedarf eines Zu­
sammentreffens glücklicher Umstände, damit sie überwunden werden. 
Allein hierfür ist es unerläßlich, daß die menschliche Natur die Möglich­
keit besitze, sich nach mannigfachen Richtungen, im Denken wie im Han­
deln, frei und ungehemmt zu entfalten, daß die Menschen für sich selber 
denken und für sich selber Versuche anstellen und nicht ihren Herrschern 
(diese mögen nun im Namen einiger Weniger oder der Mehrzahl regieren) 
die Befugnis übertragen, für sie zu denken und ihnen vorzuschreiben, 
wie sie zu handeln haben, ln einem kommunistischen Gemeinwesen 
wäre jedoch das Privatleben in einem geradezu beispiellosen Maße der 
Herrschaft der öffentlichen Gewalten unterworfen, und der individuellen 
Geistes- und Charakterentwicklung wären engere Grenzen gesteckt, als 
dies bisher unter den Vollbürgern irgend eines Staates der Fall war, der 
zu den fortschrittlichen Zweigen der menschlichen Gattung gezählt hat. 
Schon jetzt macht sich der einengende Druck, wel-

=') a. a. 0. S. 102.
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chen die Mehrheit au'f die Individualität ausübt, 
als ein großes und in Zunahme begriffenes Übel 
bemerkbar.“ -

Wo stehen wir also auf dem Weg zur Freiheit fUr alle?

Nach dem, was über die Leitideen des Frühliberalismus vorgetragen / 
werden konnte, müssen wir mit Überraschung feststellen, daß wir auf 
dem Weg zur Lösung der sozialen Frage in den Prinzipien kaum einen 
Schritt weitergekommen sind. Auf dieselben Fragen werden etwa die­
selben Antworten bereitgehalten: freiheitliche und totalitäre. In einem 
unterscheidet sich allerdings unsere Zeit von der damaligen grundlegend:
Die sozialistische Antwort auf die soziale Frage hat inzwischen die ge­
schichtliche Wirklichkeit erteilt. Die gesellschaftlichen Folgen liegen weit­
hin sichtbar vor uns. Es ist alles das eingetreten, wovor die großen 
Liberalen gewarnt und wogegen sie schon zu ihrer Zeit die einzuschla­
gende Richtung gewiesen haben. Umso unbegreiflicher ist es, daß in der 
freien Welt politische Kräfte am Werk sind, die noch bestehenden sozialen 
Ungerechtigkeiten mit denselben freiheitsfeindlichen Mitteln zu besei­
tigen: Mit der Sozialisierung der kulturellen und wirtschaftlichen Ein­
richtungen und der Demokratisierung ihrer Verwaltung.

Die Ideen der liberalen Bewegung waren — wie zu zeigen versucht 
wurde — mit John Stuart Mill (vor 100 Jahren am 8. Mai 1873 war sein 
Todestag) schon in der Mitte des vorigen Jahrhunderts auf einem gewissen 
Höhepunkt angelangt. Mill steht für diese Bewegung, zu der noch eine 
Reihe anderer großer Sozialdenker, wie Alexis de Tocqueville (1805—1859) 
gehörten. Obwohl die sozialen Spannungen durch die neueren konjunktur­
politischen Maßnahmen nachgelassen haben und ein wichtiges Ziel: die 
Dauervollbeschäftigung einigermaßen erreicht ist, sind dieselben Fragen 
nunmehr mit aller Eindringlichkeit ins Bewußtsein der Öffentlichkeit 
getreten. Es ist das erklärte Ziel der verschiedensten politischen Gruppen, 
die Mündigkeit des Menschen unseres Jahrhunderts endlich in allen ge­
sellschaftlichen Bereichen zu verwirklichen. Dies soll durch gesetzliche 
Verankerung umfassender Mitbestimmungsrechte in den Betrieben, 
Schulen und Hochschulen geschehen. Der politische Ausweg aus der Kon­
frontation der „Abhängigen“ und der „Etablierten“ mit Hilfe gesetzlich 
verankerten Mitbestimmungsrechten beseitigt jedoch die wahren Ursa­
chen der sozialen Gegensätze nicht. Im Gegenteil, die Fronten werden 
sich entweder bis zur Unerträglichkeit verhärten, oder die gegenseitige 
Lähmung wird — zum Schaden der mitbestimmten Unternehmen und

i

*4) Band 12 .Der Sozialismus’, S.- 214 - 215) sämtliche Hervorhebungen vom Referenten.
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der Öffentlichkeit — das Interesse der Beteiligten an Leistung und Effek­
tivität absinken lassen. Die traditionellen Machtverhältnisse aufgrund von 
legalisierten Privilegien und Monopolen kann man nicht durch ebenfalls 
legalisierte Gegenmacht — durch institutionalisierte Mehrheitsbildung be­
seitigen. Die wirklich Initiativen und Aktiven dieser oder jener Seite 
werden sich entweder im Abstimmungskampf um die Macht durchsetzen, 
oder sie verlassen den Schauplatz des permanenten unfruchtbaren Rin­
gens um die Majorität. Die schlimmste Folge wäre Resignation und 
Gleichgültigkeit.

Wie vor hundert Jahren stehen wir damit vor der Grundsatzentschei­
dung, ob wir entschlossen sind, unser Gemeinwesen auf das Selbstbe­
stimmungsrecht des Menschen zu gründen. Die Philosophen des Libera­
lismus hatten zwar die kritischen Punkte aufgezeigt, durch die das gleiche 
Recht auf Freiheit für alle immer wieder infrage gestellt wurde. Durch 
die Teilung der Gewalten und das Rechtsstaatsprinzip ist die Gleichheit 
aller vor dem Gesetz Wirklichkeit. Es wurde aber bis heute übersehen — 
ob bewußt oder unbewußt sei dahingestellt — daß die Rechtsgleichheit 
allein die individuelle Freiheit und das Selbstbestimmungsrecht aller 
keineswegs garantiert. Die Proklamation der Freiheitsrechte durch das 
Bonner Grundgesetz hat jedenfalls nicht verhindert, daß nach wie vor 
der Staat das Bildungswesen reglementiert. Tatsächlich bestimmt die 
demokratische Mehrheit, was, wann und wie gelehrt und gelernt werden 
soll — eines der ausgemachten Ziele des Sozialismus. Auf dem Gebiet des 
Bildungswesens erteilt der Staat aufgrund gesetzlicher Berechtigungs­
voraussetzungen Privilegien. Diese Voraussetzungen muß der einzelne 
erfüllen, ehe er von dem Grundrecht des Artikels 2 GG: „Jeder hat das 
Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit“ vollen Gebrauch 
machen kann. Der einzelne Bürger ist in Bildungsfragen von vorneherein 
überstimmt. So steht es heute mit der Gleichheit der kulturellen Freiheit. 
Die. Gleichheit der freien wirtschaftlichen Entfaltung des Einzelnen ist 
durch ganz andere legalisierte Rechtstatbestände eingeschränkt. Hier 
herrscht weit offenkundiger als im kulturellen Bereich der paradoxe Zu­
stand einer legalisierten „Ungleichheit“. Während die gesetzliche Beschrän­
kung des Selbstbestimmungsrechtes im Bildungswesen in Fragen der Pä­
dagogik für alle gewissermaßen gleich ist und Bildungsprivilegien immer­
hin unter etwa gleichen Bedingungen erteilt werden (obwohl diese Gleich- 

• heit in der Praxis der Prüfungsanforderungen auch nicht, eingehalten 
wird), sind die ökonomisch-rechtlichen Bedingungen für die freie wirt­
schaftliche Entfaltung durch das bestehende unsoziale Bodenrecht und die 
unzulängliche Geldordnung völlig willkürlich. Dem einen werden unver­
diente Vorteile gewährt, der andere wird mit ebenso unverdienten Nach­
teilen belastet. Es besteht keine Chancengleichheit. Was ist zu tun?
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Es ist eine Illusion zu glauben, die legalisierte Chancenungleichheit 
ließe sich durch totale Mitbestimmungsrechte aller beseitigen, während 
man die Korrektur an den ungleichen Rechtsvoraussetzungen unterläßt. 
An diesem Versäumnis ist die liberale Bewegung bisher gescheitert. Nicht 
weiterer Abbau der heute schon weitgehend eingeschränkten Selbstbe­
stimmungsrechte des Bürgers, sondern nur Vervollständigung der Per- 
sönlichkeitsrechte kann uns dem Ziele wahrer sozialer Gerechtigkeit näher 
bringen.

Dazu ist eine grundsätzliche Klärung zu treffen, die den Vätern der 
liberalen Bewegung nicht gelungen ist und weshalb der Liberalismus bis­
her auch erfolglos bleiben mußte. Es handelt sich um die rechtswissen­
schaftliche Gliederung des Gemeinwesens in den Bereich der gemeinsamen 
Rechtsgüter (dazu gehört alles, was bisher zu den Staatsaufgaben im en­
geren Sinne gerechnet wurde) und in die Bereiche der freien gesellschaft­
lichen Zusammenschlüsse der Bürger zu wirtschaftlichen und kulturellen 
Unternehmungen.

Die gemeinsamen Rechtsgüter stehen unter öffentlichem Recht. Alle 
Mitglieder des Gemeinwesens haben zu ihnen das gleiche Rechtsverhält­
nis.

Die freien kulturellen und wirtschaftlichen Unternehmungen und Be­
ziehungen der Bürger untereinander unterliegen dagegen privatrecht­
lichen Regelungen.

Den sozialen Zündstoff lieferten bisher jene Rechtsgüter, zu denen alle 
einzelnen Glieder des Gemeinwesens von der Sache her im gleichen 
Rechtsverhältnis stehen müßten. Es handelt sich um die Rechtsgüter Bo­
den und Geld.

Sie sind die beiden elementaren Grundbedingungen der menschlichen 
Arbeit und bedürfen deshalb der öffentlich-rechtlichen Ordnung, da sie 
von keinem Einzelnen hervorgebracht werden und alle Bürger in gleicher 
Weise von ihnen abhängen. Es ist lediglich eine Frage der Rechtstechnik, 
wie Boden und Geld in den marktwirtschaftlichen Prozeß des Leistungs­
austausches störungsfrei eingefügt werden. Den Fragen der Boden- und 
Geldordnung wird sich daher auch diese Tagung eingehend zuzuwenden 
haben. An dieser Stelle nur ein Hinweis: Der Eigentumsbegriff bedarf — 
wie es schon die Frühliberalen versucht haben — der Präzisierung: Eigen­
tum und das freie Verfügungsrecht über Eigentum kann nur das Ergebnis 
persönlicher Leistung sein. Boden und Geld sind Voraussetzungen dieser 
Leistung und nicht ihr Ergebnis. Das Verfügungsrecht über Boden und 
Geld kann deshalb nur ein Nutzungsrecht auf Zeit sein. Die rechtliche 
Zwitterstellung von Boden und Geld besteht darin, daß sie einerseits 
Gemeinschaftsgüter sind, andererseits jedoch auch der völlig freien Ver-
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fügurig des Einzelnen unterliegen. Dieser Widerspruch hat zu den bisher 
unlösbar erscheinenden sozialen Konflikten geführt. Hier haben wir die 
Ursache zu sehen für das Entstehen wirtschaftlicher Macht des einen 
Wirtschaftsteilnehmers über den anderen und als Folge davon die soziale 
Abhängigkeit der wirtschaftlich Schwächeren. Wird dagegen das oben 
gekennzeichnete Rechtsverhältnis des Einzelnen zur gemeinsamen Wäh­
rungsgrundlage und zum gemeinsamen Grund und Boden in einem funk­
tionsgerechten Boden- und Geldrecht gesetzlich verankert, so kann von 
Seiten des jeweiligen Boden- und Geldbesitzers auf die menschliche Ar­
beit keine Macht mehr ausgeübt werden. Boden und Geld werden zu dem, 
was sie ihrem Wesen nach nur sein können, zu dienenden Faktoren der 
Arbeit im Dienste der Bedürfnisbefriedigung.

Die soziale Frage ist die Frage des Selbstbestimmungsrechtes des Men­
schen. Das Selbstbestimmungsrecht ist durch die Grundgesetzartikel 1 und 
2 zum Verfassungsrecht erhoben:

„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schüt- 
" zen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ (Art. 1 GG, Abs 1) und

„Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit“ 
(Art. 2, Abs. 1 GG). ,

Dieses Recht ist bisher nicht streng genug an den gemeinschaftlichen 
Rechtsgütern geprüft worden. Mißt man das Selbstbestimmungsrecht an 
Artikel 3 des Grundgesetzes: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich“, 
so wird deutlich, daß der Umgang mit gemeinsamen Rechtsgütern, der 
dem einen zum Vorteil und dem anderen zum Nachteil gereicht, gegen den 
Gleichheitsgrundsatz verstößt. Die private Manipulierbarkeit von Ge­
meinschaftsrechten ist die eigentliche Quelle für die noch immer be­
stehenden sozialen Ungerechtigkeiten und die bisher nicht als solche er­
kannten Ursachen für die Forderungen der Sozialisten nach Einschrän­
kung der persönlichen Freiheit.

Es sollte dargestellt werden, daß nicht die Freiheit, sondern die unge­
klärten Rechtsvoraussetzungen im sozialen Gebrauch der Freiheit die 
Ursache für Ungerechtigkeit, Abhängigkeit und Fremdbestimmung sind. 
Die soziale Frage heute, die wir eingangs als Identitätskrise von Mensch 
und Gesellschaft bezeichneten, kann nur dann von Grund auf gelöst wer­
den, wenn die Rechtsgemeinschaft, d. h. der Staat die Teilnahme an ge­
meinschaftlichen Rechtsgütern wie Boden und Geld durch entsprechende 
Gesetze allen in gleicher Weise zugänglich macht — das ist tatsächliche 
Chancengleichheit — und der Gesellschaft gegenüber alle das Selbst­
bestimmungsrecht einschränkenden Gesetze aufhebt. Nur eine Gesell­
schaft, die sich den freien Initiativen des Einzelnen öffnet, gibt Raum 
für die „Freie Entfaltung der Persönlichkeit“. Nur die offene Gesellschaft 
gewährt dem Menschen wahres Heimatrecht.
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Gibt es einen „Dritten Weg“ ?
Rückblick und Ausblick auf Ergebnisse und Probleme der Tagung ')

Ernst Winkler

Die lebhafte Erörterung der Frage nach dem „Dritten Weg“ hat in Refe­
raten und Diskussionen viele Probleme und Impulse aufgewiesen, Ver­
wirrung und Klärung geschaffen, Ablenkung und Zustimmung provoziert, 
im, ganzen aber doch neue Perspektiven in die Zukunft eröffnet — sowohl 
bedrohliche wie hoffnungsvolle Perspektiven, die uns zur Entscheidung 
herausfordern und zum Handeln ermutigen.

I. Sinn
Der dritte Weg zwischen westlichem Kapitalismus und östlichem Sozia­

lismus ist nicht als Brücke zu verstehen und schon gar nicht als fauler 
Kompromiß. Kann er als fruchtbare Synthese gefunden werden?

Die Antwort lautet: nein, wenn man die Realitäten betrachtet. Sie sind 
auf beiden Seiten herzlich schlecht und deshalb kann auch ihre Synthese 
wahrlich nichts Gutes bringen.

Die Antwort lautet: ja, wenn man das jeweilige Ideal betrachtet, das 
auf beiden Seiten als Ziel gesetzt und als Realität verfehlt wurde. Das 
gesellschaftspolitische System des Westens hat die Freiheit als,Ziel er­
strebt, aber darüber die soziale Gerechtigkeit verraten und deshalb letzt­
lich auch ‘die Freiheit verspielt. Das gesellschaftspolitische System des 
Ostens hat die soziale Gerechtigkeit erstrebt, aber darüber die Freiheit 
verraten und deshalb letztlich auch die soziale Gerechtigkeit verspielt.

Die Synthese kann deshalb nur lauten: Freiheit und soziale Gerech­
tigkeit. In der Tat: diese so einfach — nur allzu einfach! — klingende, aber 
inhaltlich von schwerer Problematik belastete Formel beschreibt die un­
klare Zielvorstellung, an die sich halbbewußte Gedanken, Sehnsüchte und 
Wünsche einer wachsenden Mehrheit von Menschen in allen Kontinenten 
klammern, und sie beschreibt die vermeintlich klare, aber oft dialektisch 
verworrene oder dogmatisch verbohrte Zielsetzung von Reformern und 
Revolutionären in allen Lagern. Doch die zunehmende Bewußtseinsände­
rung nicht nur bei einer kleinen Gruppe „elitärer Intelligenz und Arro­
ganz“, sondern in breiten Schichten der Bevölkerung gibt Hoffnung und 
Mut. Es ist gefährlich, für ein ungeklärtes Ziel zu kämpfen, und das Ziel 
läßt sich nur klären, wenn über den Weg wenigstens eine grundsätzliche

!) Freie Wiedergabe des Schlutjreferates aut der 29. Tagung des Seminars für freiheitliche 
Ordnung der Wirtschaft, des Staates und der Kultur in Herrsching (21, - 30. 7. 1973).
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Klarheit besteht. Über die Grundsätze von Ziel und Weg bestimmt der 
Wille —im modernen Jargon: das Engagement —, über Realisation und, 
Mittel das nüchterne Denken; warmes Herz und kühler Kopf brauchen 
sich nicht auszuschließen, sondern bedürfen der gegenseitigen Hilfe.

Die erstrebte gesellschaftspolitische Ordnung benötigt als tragendes 
Fundament eine passende Wirtschaftsordnung, mit der sie steht oder 
fällt. Diese aber kennt nach K. P. Hensel 2) nicht die Frage nach dem 
dritten Weg, sondern nur zwei Wege, nämlich die klare Alternative zwi­
schen zentraler oder dezentraler Planung, also staatlicher Planwirtschaft , 
oder freier Marktwirtschaft — oder aber sehr viele Wege, nämlich jede 
dieser beiden Wirtschaftssysteme kombiniert mit verschiedenen (soweit 
verträglichen) Wirtschaftsformen, gebildet aus einem Vorrat von etwa 
150_ Elementarformen.

Unsere Entscheidung fällt eindeutig für die freie Marktwirtschaft und 
zwar in einer, bisher noch nie verwirklichten Konsequenz durch die best­
mögliche Kombination mit den am besten geeigneten Elementarformen, 
auch solchen, die noch nicht in die Liste der offiziellen Wirtschaftswis­
senschaft aufgenommen wurden. Das Ziel ist eine funktionsfähige freie 
Marktwirtschaft, die sowohl von staatlicher wie von Privatwirtschaftt 
lieber Vermachtung befreit ist, also insofern den „Dritten Weg“ zwischen 
ihrer sozialistischen Annullierung und ihrer kapitalistischen Pervertierung 
realisiert.

I

ZI. Entwicklung

Gegen Hensels paradoxes Thesen-Paar: „Es gibt nur zwei Wege .— es 
gibt sehr viele Wege“ wollen wir versuchsweise die paradoxe These set­
zen: „Es gibt nur einen Weg“ — nämlich den in der Menschheitsentwick­
lung von Anbeginn verfolgten, immer wieder verfehlten und immer wie­
der aufs neue gesuchten Weg zunehmender Freiheit, Mündigkeit und 
Selbstverwirklichung; dabei darf aber die polare Einheit von Freiheit 
und Selbstverantwortung, also die einzige Möglichkeit der Selbstverwirk- 
lichung im Rahmen mitmenschlicher Ergänzung und sozialer Kooperation 
nie vergessen werden. Im letzten Grund suchen wir nicht einen „dritten“ 
oder „mittleren“ Weg zwischen Rechts und Links, sondern einen geraden 
und richtigen Weg zwischen wiederholten Abirrungen, zwischen den fort­
gesetzt wechselnden Abweichungen nach rechts und nach links. Daher 
sind wir nicht Revolutionäre, sondern Reformer (oder Reformatoren) im 
guten, althergebrachten Sinn des Wortes: Rückkehr zu der ursprünglich

2) Djjkyssionsbeihog und Reterot von Prot. Dr.K.P. Hense), Morburg, out der Tagung am 
22. 7. 1973; der Vertrag kommt in dieser Reihe tum Abdruck.
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klar erkannten Zielrichtung und Fortsetzung des geraden Wegs einer 
sinnvollen Menschheitsentwicklung.

Zur Klärung genügt ein kurzer Blick auf einen relativ kurzen, nämlich 
den jüngsten Entwicklungsabschnitt der vergangenen zweihundert Jahre 
europäischer Geschichte. Sie zeigt uns in unmittelbarer Aufeinanderfolge 
zwei gegensätzliche Befreiungs-Bewegungen.

Zunächst war es die Aufklärung, die für die geistige Befreiung eintrat, 
nämlich nach Kant die „Befreiung des Menschen aus seiner selbstver­
schuldeten Unmündigkeit“. In enger Wechselbeziehung zu dieser geistigen 
Bewegung verwirklichte der Liberalismus zum ersten die politische 
Befreiung von der Ständeherrschaft durch freiheitlich-demokratische 
Staatsverfassungen, zum zweiten auch die wirtschaftliche Befreiung von 
den letzten Resten adligen und klerikalen Feudalsystems durch das „freie 
Spiel der wirtschaftlichen Kräfte“ mit der gefährlichen Devise: „Freie 
Bahn dem Tüchtigen!“ Aber der angeblich „Tüchtige“ errichtete durch 
rücksichtslose Gründung und Ausnützung wirtschaftlicher Monopolstel­
lungen neue Formen der Herrschaft und der Ausbeutung. Die freie Markt­
wirtschaft entartete zu jener kapitalistischen Wirtschaftsform, die alle 
Güter einschließlich des Bodens und der menschlichen Arbeit zur Ware 
degradierte und damit den Menschen — gemeint ist die breite arbeitende 
Schicht der Bevölkerung — nicht nur unterdrückte (so wie das frühere 
System der Standes- und Feudalherren), sondern auch „sich selbst ent­
fremdete“ (im Gegensatz zu diesem, insofern menschlicheren System): Der 
Mensch wurde nicht nur von seinem Arbeitsprodukt, sondern auch von 
Motiv und Ziel seines Arbeitens, also von seiner als Ware verkauften 
Arbeitskraft als einem Wesensbestandteil seines menschlichen Seins ge­
trennt.

Gegen diese verfehlte Entwicklung erstand eine neue, nämlich die 
sozialistische Befreiungs-Bewegung mit dem proklamierten Ziel, den Men­
schen von politischer Herrschaft und wirtschaftlicher Ausbeutung „zu 
sich selbst“ zu befreien. Aber die theoretisch postulierte persönliche Frei­
heit war praktisch in kollektiven Formen von „Freiheit“ sehr schlecht 
aufgehoben; sie erstickte hinter der trügerischen Fassade einer „Diktatur 
des Proletariats“ oder einer „Volksdemokratie“ (auf deutsch: „Volks- 
Volks-Herrschaft“.) Der Sozialismus entartete zum Kommunismus tota­
litärer Prägung, und der totgeglaubte Kapitalismus erstand in der neuen, 
viel drückenderen Form des Staatskapitalismus. Der Mensch wurde von 
einem toalitären System eingeplant und verplant als Mittel zum Zweck 
oder bestenfalls als Objekt und Material vergeblicher Versuche der Um- 

' erziehung zum „neuen“, nämlich „sozialistischen“ Menschen. Übrigens 
haben wir kein Recht, überheblich auf diesen Prozeß der Funktionalisie-
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rung und Dehumanisierung herabzusehen, der im Westen nur andere, 
aber kaum bessere Formen annahm — bis hoch hinauf in die sogenannte 
„Bildungsarbeit“ mit ihrer keineswegs fruchtbaren Spannung zwischen 
„Lehrkräften“ und „Schülermaterial“.

III. Ausgangslage

Dieser kurze Rückblick auf die letzte Pendelbewegung geschichtlicher 
Entwicklung mit ihrem Ausschlag nach rechts und Rückschlag nach links 
hat uns in die Gegenwart zurückgeführt, also zur Ausgangslage unserer 
Fragestellung nach dem „dritten“ oder nach dem „einen richtigen“ Weg. 
Wir müssen nun diese Lage etwas schärfer ins Auge fassen; denn die 
unzulängliche Analyse der faktischen Gegebenheiten in ihren wechsel­
seitigen Beziehungen verschuldete die überall bestehenden vielfältigen 
Unklarheiten in den Vorstellungen über Ziel und Weg.

Es ist betrüblich, daß im Jahrhundert des Sozialismus — 125 Jahre 
nach dem Erscheinen des Kommunistischen Manifests — die Auseinander­
setzung zwischen den theoretischen Vertretern des Sozialismus und der 
sogenannten klassischen Nationalökonomie im wesentlichen nur um das 
relative Gewicht der beiden „Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit“ 
geht, daher zwischen den Interessenvertretern der Arbeitnehmerschaft 
und der sogenannten Wirtschaft, d. h. der Industrie, vordringlich um die 
Verteilung des „Sozialkuchens“ oder neuerdings in wachsendem Maß um 
die „richtige“ Machtverteilung zwischen diesen beiden „Produktionsfak­
toren“. Die Diskussion um Mitbeteiligung und Mitbestimmung der Ar­
beiterschaft im Betrieb oder überbetrieblich in unserer Gesellschaft spitzt 
sich immer wieder auf die Frage zu, ob ein „Gleichgewicht der Macht“ 
hergestellt oder welche Seite die „Übermacht“ haben soll.

Aber niemandem — auch nicht dem Arbeiter, auch nicht dem überzeug­
ten Sozialisten — kommt es in den Sinn, den gedanklichen Ausgangspunkt, 
nämlich die nachgerade gedankenlose Redewendung von den „Produk­
tionsfaktoren“ kritisch zu prüfen und in Frage zu stellen. Eine kurze 
Besinnung lehrt: Einzig und allein die Arbeit ist produktiv; das Kapital 
in Gestalt realer Kapitalausstattung mit Produktionsmitteln ist nicht selbst 
produktiv, sondern nur Mittel zur Produktivitätserhöhung der Arbeit — 
freilich ein außerordentlich wichtiges und leistungsfähiges Mittel.

Der oft als „dritter Produktionsfaktor“ bezeichnete Boden mit seinen 
Ertragsmöglichkeiten und den Bodenschätzen schafft die unentbehrliche 
Voraussetzung menschlicher Arbeit; das Realkapital die Bedingung ihrer 
Produktivitätserhöhung; und das Geldkapital die Verfügungsmöglichkeit 
über beide. Daraus folgt, daß alle diese „Faktoren“ in. gleicher Weise not-
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wendig, nicht aber, daß sie gleichwertig sind im Sinn gleichberechtigter 
Partner. Aus der grundsätzlichen Verschiedenheit ihrer Funktionen läßt 
sich eine entsprechende Verschiedenheit ihrer Rolle in einer sinnvoll 
funktionierenden freien Marktwirtschaft begründen. Dieser theoretische 
Schluß kann nicht durch unsere gegenwärtige Wirtschafts-Ordnung (odei 
vielmehr Wirtschafts-Unordnung) widerlegt werden; denn gegen sie 
spricht nicht nur die Logik, sondern auch die praktische Erfahrung aus 
zwei Jahrhunderten.

Ist also die menschliche Arbeit der einzige „Produktionsfaktor“? Auch 
diese Formulierung müssen wir noch überschreiten mit der einzig men­
schenwürdigen Aussage: Der Mensch und nur der Mensch ist produktiv; 
produktiv im Spiel und in der Arbeit, sofern er nicht sich selbst entfrem­
det wurde; produktiv in der Selbst- und Weltgestaltung. Die Wirtschaft 
ist zwar ein mächtiger, aber doch nur untergeordneter Teilbereich mensch­
licher Existenz und Selbstverwirklichung; sie ist ebenso notwendig, um 
diese zu ermöglichen, wie fähig, sie zu zerstören.

Sogar Wirtschaftswissenschaftler und Technokraten, die mehr die Effi­
zienz des wirtschaftspolitischen Systems als die Selbstverwirklichung des 
Menschen im Auge haben, nähern sich aus ganz anderer Richtung und 
in ganz anderer Absicht dieser entscheidenden Erkenntnis, wenn sie auf 
einmal etwas Neues als den dritten Produktionsfaktor“ entdecken, näm- 

' lieh im Westen die „Disposition“, im Osten die „Wissenschaft“ (so Ota Sik 
und Eugen Löbl). Der Prodüktionsfaktor Wissenschaft oder die Abstrak­
tion Disposition ist nur ein dünner, kaum noch verhüllender Schleier, hin­
ter dem der lebendige Mensch steht, nämlich der wissenschaftlich denkende 
und planend entscheidende Mensch in seiner Ganzheit, der erst durch 
unsere mechanistische Gesellschaftsentwicklung in einzelne Teilfunktionen 
zerstückelt und in einseitige Rollen der herrschenden Systeme gepreßt 
wurde als Arbeiter oder Unternehmer, als Kapitalist oder Manager, als 
Wissenschaftler oder Technokrat.

IV. Ziel

Das Wesen des Menschen ist seine Freiheit; er ist „das Wesen, das be­
ständig auf dem Weg zu sich selbst ist“ und zwar in der individuellen wie 
in der menschheitlichen Entwicklung. Das will besagen: Der Mensch hat 
im Gegensatz zum Tier als einziges Wesen die Freiheit, das zu sein, was 
er ist — oder besser: das zu werden, was er ist, d. h. was er im tiefsten 
Grund seines Denkens und Wollens als sein eigentliches Wesen, seine 
Bestimmung, sein Ziel erlebt und ergreift. Menschsein ist keine Gegeben­
heit wie die Existenz jedes Tieres, sondern eine Aufgabe, die man erfüllen 
oder verfehlen kann — „man“, d. h. jeder einzelne Mensch in seiner Le-
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bensgestaltung, jede menschliche Gesellschaft in der Gestaltung, ihrer 
Ordnungsformen, die ganze Menschheit in ihrer geschichtlichen und dar­
über hinaus in ihrer biologisch-psychologisch-geistigen Entwicklung. Ge­
nau das meint auch Arnold Gehlen mit der lapidaren Feststellung: „Der 
Mensch ist von Natur aus ein Kulturwesen“.

Die eigentliche Domäne der menschlichen Freiheit, nämlich individuell 
gesehen der Geist, gesellschaftlich gesehen die Kultur als „objektivierter 
Geist“ lag unausgesprochen der ganzen Tagung zugrunde und war aus­
gesprochen das Thema eines besonderen Arbeitskreises, sowie 
mehrerer Referate. Dabei zeigte sich die eigentümliche Problematik 
des Freiheitsbegriffes, der sich nur in seiner negativen Bedeutung als 
„Freiheit wovon?“ eindeutig in der jeweiligen konkreten Situation er­
fassen läßt, nämlich als Freiheit von Not, Druck, Zwang, Fremdbestim­
mung und von jeder noch so sublimen Manipulation durch weltanschau­
liche, politische oder wirtschaftliche Propaganda, durch angeblich wohl­
meinende Erziehung oder durch stets übelmeinende Indoktrination. Aber 
die positive Inhaltsbestimmung als „Freiheit wozu?“ führt zu jenem in­
nersten Wesenskern des Menschen, der sich geheimnisvoll der Selbster­
kenntnis entzieht und nach der paradoxen Freiheitsphilosophie eines 
Jean Paul Sartre als vermeintliches „Nichts“ erscheint. Auch der erwähnte 
Arbeitskreis hat um jene positive Inhaltsbestimmung gerungen, welche die 
echte Freiheit von Willkür, Unbestimmbarkeit und absoluter Leere unter­
scheidet, und stieß dabei auf den Begriff des „Gewissens“. Im Gegensatz 
zu dem „moralanalogen Verhalten“ im sozialen Leben der Tiere, z. B. in 
der Brutpflege oder im ritualisierten Rivalenkampf mit instinktgesicherter 
Aggressionshemmung, macht die Instinktreduktion für das Lebewesen 
Mensch die Selbststeuerung durch Denken, Werten, Wollen und Entschei­
den möglich und nötig. Aber auch das „Gewissen“, das im Kleinkindalter 
durch Internalisierung von Geboten und Verboten, von Vorbildern und 
Verhaltensmustern geprägt und im weiteren Leben durch den Druck ge­
sellschaftlicher Normen und Tabus gesichert wird, ist in der Entwicklung 
zum freien und selbstverantwortlichen Menschen nur eine notwendige und 
gefährliche Zwischenstufe, die in der Reifezeit des Einzelmenschen und in 

. einem Reifungsprozeß der Menschheitsentwicklung durchlaufen und über­
wunden werden muß. Das Ziel ist die Mündigkeit als Wesenseinheit von 
Freiheit und Selbstverantwortung. Der Mensch ist von Natur aus ebenso 
Individuum („Persönlichkeit“ nach Goethe) wie Gemeinschaftswesen 
(„zoon politikon“ nach Aristoteles); der in kultureller Entwicklung mün­
dig werdende Mensch ist aus seiner Freiheit heraus für sich selbst, für die 
Mitmenschen in seiner Lebensgemeinschaft und für die Gesellschaft ver­
antwortlich.

So schwierig es auch sein mag, mit philosophischen Begriffen das Wesen
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diest r „inneren Freiheit“ zu erfassen, so eindeutig ist die Feststellung der 
für ihre Entfaltung notwendigen äußeren Bedingungen. Schillers pathe­
tisches Wort: „Der Mensch ist frei — und war' er in Ketten geboren“ ist 
wertvoll als sittliches Postulat, aber falsch als Aussage über Realität. Die 
sittliche, geistige, kulturelle Freiheit bedarf zu ihrer Entfaltung und Be­
tätigung eines äußeren Freiheitsspielraumes, der durch eine Rechtsord­
nung geschützt 'werden muß. Dabei genügt es nicht, daß die modernen 
Verfassungen demokratischer Staaten und Völkergemeinschaften die 
Freiheits- und Menschenrechte ihrer Bürger proklamieren, wenn nicht 
Buchstabe und Geist aller Verfassungsbestimmungen, aller Gesetze und 
der täglichen Rechtsprechung solchen Prinzipien genügen. Und all dies 
bleibt nur bedrucktes Papier und täuschender Schein, wenn die tatsäch­
lichen politischen und wirtschaftlichen Bedingungen nicht jedem einzelnen 
die Möglichkeit bieten, seine verbrieften Rechte im konkreten Fall auch 
konkret zu realisieren.

Für die geistige Freiheit ist also die politische und für diese wiederum 
die wirtschaftliche Freiheit unabdingbare Voraussetzung. Individuelle 
Freiheit als gleiche Freiheitsmöglichkeit für alle ist nur als gesellschaft­
liche Freiheit möglich und kann nur in einer freiheitlichen Ordnung ge­
sichert werden. Die tragende Grundlage bildet eine Wirtschaftsordunng 
im Dienst der Kooperation und des gerechten Leistungsaustausches; das 
obere Stockwerk ist die Kulturordnung, die in reinster Form das Prinzip 
der Freiheit als einer geistigen Freiheit verwirklicht: der mittlere und 
vermittelnde Bereich ist die Rechtsordnung, die nach dem Prinzip der 
Gleichheit die beiden anderen sichert unter Wahrung ihrer jeweiligen 
Eigengesetzlichkeiten s).

V. Weg

Die Verwirklichung der Freiheit in einer mündigen Gesellschaft ist ein 
fernes Ziel; man könnte behaupten, dieses Ziel sei ebenso utopisch wie 
der Versuch, die innere Freiheit inhaltlich zu definieren. Aber auch ein 
Ideal, das definitionsgemäß als „unendlich fernes Ziel“ nie in vollkom­
mener Weise realisierbar ist, hat doch eine sehr reale Bedeutung als Weg­
weiser; es liefert eine ebenso eindeutige Richtungsbestimmung wie ein 
„unendlich ferner Punkt“ in der Geometrie oder wie einstmals die Sterne 
zur Orientierung für die Seefahrt. Das genügt, um den Weg über die 
Nahziele geeigneter gesellschaftlicher Ordnungen zu weisen und in jeder 
aktuellen Situation die eindeutige Entscheidung zu ermöglichen, ob eine 
stattfindende oder eine geplante Änderung in die „richtige“ Richtung, d. h.

5) vgl. Lothor Vogel „Die Verwirklichung de« Menschen im Sozialen Organismus’, Verlags- 
auslieferung Marlin Sandkühler, Stuttgart 1973.

32



I

in die Richtung zu einem Mehr an Mündigkeit, an Freiheit und Selbst- 
verantwortüng zielt oder nicht.

In diesem Sinn, nämlich im Blick auf das Fernziel klären wir unsere 
Modellvorstellungeri über gesellschaftliche Ordnungsformen und prüfen 
die Möglichkeiten ihrer Verwirklichung; in diesem Sinn und zwar auch 
im Blick auf die Nahziele nehmen wir zu den jeweils aktuellen Fragen 
Stellung, beispielsweise auf dieser wie auf der letzten Tagung zur Frage 
der betrieblichen oder überbetrieblichen Mitbeteiligung und Mitbestim­
mung. Wir bejahen brauchbare Zwischenlösungen auf betrieblicher Ebene 
mit dem Wissen, daß die endgültige Lösung nur in einer geeigneten Ord­
nung der Gesamtwirtschaft gefunden werden kann. Der „Machtkampf 
zwischen Kapital und Arbeit“ läßt sich als Interessenkonflikt zwischen 
Kapitalbesitzern und Arbeitnehmern nur vorübergehend und vorder­
gründig durch Interessenausgleich entschärfen, aber auf die Dauer und 
grundsätzlich nur durch das Austragen des Interessenkonfliktes in der 
Brust jedes Einzelnen überwinden, nämlich dann, wenn in einer besseren 
Wirtschaftsordnung die „Verallgemeinerung der Kapital-Erträge und -In­
teressen“ jeden arbeitenden und am Wirtschaftsertrag teilhabenden Men­
schen immer wieder vor die Alternative zwischen Konsum und Investition 
stellt. Und dieses Ziel erstreben wir nicht als Ergebnis bürokratischer 
Institutionalisierungen wie z. B. die Prager Reformer, sondern als das 
natürliche Entwicklungsergebnis einer funktionsfähigen, freien und sozial 
gerechten Marktwirtschaft.

VI. Theorie und Wirklichkeit

Allerdings sprengen wir mit solcher Betrachtungsweise meist den engen 
Rahmen der aktualitätsbezogenen Diskussion und führen in sie aus dem 
Gesamtzusammenhang unserer theoretischen Konzeption vielfach Begriffe 
ein, die dem Gesprächspartner nicht oder nur sehr schwer verständlich 
sind. Dazu gehören:

Der Begriff „Kapital“ im Sinn einer Produktivitätserhöhung der Ar­
beit, die schließlich allen Arbeitenden zugute kommen soll, nicht im Sinn 
monopolisierter Machtstellung zur Ausbeutung fremder Arbeit.

Der Begriff „Eigentum“ als Eigentum von Sachen oder von Produk­
tionsmitteln, das gebildet aus eigener Arbeit deren Produktivität erhöht, 
nicht „angeeignet“ aus fremder Arbeit deren Ausbeutung verschärft; also 
Eigentum als Grundlage eigener Freiheit und nicht der Verfügung über 
andere Menschen.

Der Begriff „Gewinn“ im Sinn des Unternehmergewinns als Äquivalent 
unternehmerischer Leistung oder auch im Sinn des Kapitalertrages als

33



Entgelt für • Kapitalbildung, aber nicht im Sinn dauernder Rentabilität 
eines als wirtschaftliches Machtmonopol knapp gehaltenen Kapitals.

Der Begriff „Wirtschaftswachstum“ als ein durch echte Bedürfnisse, 
insbesondere durch Bevölkerungsvermehrung und technische Weiterent­
wicklung begründetes und gesteuertes Ergebnis, nicht als eine durch bloße . 
Kapital-(zins)interessen erzwungene, und ideologisch verabsolutierte Vor­
aussetzung funktionsfähiger Marktwirtschaft.

- Der Begriff „Geld“ im Sinn des „dienenden Geldes“ durch seine aus­
schließliche und deshalb vollkommene Funktionsfähigkeit als Wertmesser 
und Tauschmittel, nicht aber Geld als Mittel der dauernden Wertbewah­
rung und Zinserpressung, d. h. „streikendes“ bzw. „herrschendes“ Geld.

Der Begriff „Eigennutz“ als das berechtigte, auch dem Gemeinnützen 
dienliche Bestreben, für eigene Leistung nach den Gesetzen funktions­
fähiger Marktwirtschaft eine möglichst hohe Gegenleistung zu erzielen, 
nicht aber als ein durch Machtposition ermöglichter und durch falsche 
Rechtsordnung legalisierter Betrug am Mitmenschen oder an der Gesell­
schaft zum eigenen Nutzen ohne eigene Leistung.

Alle diese Begriffe beschreiben nicht die Wirklichkeit, wie sie ist, son­
dern wie sie nach unserer Überzeugung sein kann und nach unserer For­
derung sein soll. Diese leichthin formulierte These bedarf einer sorg­
fältigen und ausreichenden Begründung, zu der das Seminar intensive 
Arbeit leistet und auch mit dieser Tagung wichtige Teilergebnisse bei­
steuert. Die Arbeit vollzieht sich in mehreren Ebenen: Nachweis, daß die 
aufgezählten und die weiteren, hierzu entwickelten Begriffe stimmig sind 
im Rahmen einer logisch geschlossenen Wirtschaftstheorie und deshalb 
eine grundsätzlich mögliche Wirklichkeit beschreiben; Begründung, daß 
diese mögliche Wirtschaftsordnung im Vergleich mit allen bisher verwirk­
lichten Wirtschaftsordnungen deshalb besser ist, weil sie dem in der Frei- 

- heit gründenden Wesen des Menschen am besten entspricht; Programm 
zur Verwirklichung mit rechtlicher Sicherung der Fundamente: Währungs­
ordnung, soziales Bodenrecht und möglichst vollkommener echter Wett­
bewerb; schließlich und endlich: Ausschau nach realen Chancen einer 
schrittweisen Verwirklichung dieser freiheitlichen und sozial gerechten 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung.
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Mitarbeiter-Partnerschaft
Überwindet die Mitbestimmung den Gegensatz von Kapital und Arbeit?

Wolfram Triebler

„Mitbestimmung am Scheideweg“, so lautet eine Schlagzeile in der 
FAZ — Frankfurter Allgemeine Zeitung — vom 9. Dezember 1972. Der
Untertitel lautet: „Zu viele Zusammenhänge sind noch nicht geklärt.“

✓
Auch mir scheint, daß viele Zusammenhänge in der Diskussion um die 

Frage der Mitbestimmung noch nicht geklärt sind. Die Diskussion in der 
Öffentlichkeit geht zum Teil an wichtigen Fragen vorbei. Untergeordnete 
Dinge werden an die Oberfläche gezogen und zu politischen Machtfragen 
erhoben. Die Problematik jedoch wird entweder bewußt nicht beachtet 
oder gar nicht erkannt.

Was soll die Mitbestimmung eigentlich leisten? Der Bericht der Sach­
verständigenkommission zur Auswertung der bisherigen Erfahrungen bei 
der Mitbestimmung — so der offizielle Titel des sogenannten Biedenkopf- 
Gutachtens — als Drucksache VI/334 durch Bundeskanzler Brandt im 
Februar 1970 dem deutschen Bundestag zugeleitet — macht interessante 
Aussagen hierzu.

Als erstes wird erwartet, daß die Mitbestimmung eine der Menschen­
würde entsprechende Stellung des Arbeitnehmers im modernen Industrie­
betrieb gewährleisten soll. Der Arbeitnehmer sei in einem Betrieb — zu­
mal in einem Großbetrieb — „ein Rädchen im Getriebe“. Seine Stellung 
im Betrieb sei die eines fremdbestimmten Objekts. Erst wenn der Arbeit­
nehmer auch an seinem Arbeitsplatz als verantwortliche, selbstbestim­
mende Persönlichkeit anerkannt werde, werde seine Menschenwürde ge­
wahrt. Die Objektstellung müsse sich zur Subjektstellung wandeln. Nur 
die Achtung der üblichen Grundnormen auch im wirtschaftlichen Bereich 
könne die Integration des Arbeitnehmers in Wirtschaft und Gesellschaft 
bewirken.

Das Betriebsverfassungsgesetz sei für die Erreichung dieses Zieles nicht 
ausreichend. Es beschränke sich auf die betriebliche Ebene; seine Institu­
tionen bewegten sich in den durch die Unternehmensentscheidungen vor­
gegebenen Strukturen. Zur wirksamen Vertretung der Belange der Be­
schäftigten bedürfe es aber des Einflusses der Arbeitnehmer auf 'die ge­
samte Unternehmenspolitik, und zwar schon im Stadium der Planung.

Aus dem Vortrag des Verfassers, gehalten auf der Sommertagung des Seminars für freiheit* 
liehe Ordnung in Herrsching a/Ammersee am 28. 7. 1973. (Siehe auch den grundlegenden 
Aufsatz von £. Behrens: .Mitbestimmung und Marlcfwirfsdtaff* in Fragen der Freiheit Heft 84).
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Das Betriebsverfassungsgesetz sei daher durch eine Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer auf Unternehmensebene zu ergänzen.

Eine die personale Würde und Entscheidungsfreiheit des Arbeitnehmers 
respektierende Gestaltung des Arbeitslebens wird von den Gegnern der 
Mitbestimmung gleichermaßen anerkannt. Gegen eine Mitbestimmung 
wird jedoch vorgetragen, sie könne den Prozeß der Integration des Ar­
beitnehmers in unsere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung nicht för­
dern. Einmal hätten empirische Untersuchungen ergeben, daß der Inte­
grationsgrad in der paritätisch mitbestimmten Montan-Industrie keines­
wegs höher sei als in der übrigen Industrie, zum anderen sei die Mitbe­
stimmung eine kollektiv-repräsentative Institution, die allein den Ge­
werkschaften und deren Funktionären diene. Der Freiheitsspielraum des 
einzelnen Arbeitnehmers dagegen werde weitgehend eingeengt, weil sich 
der Arbeitnehmer im mitbestimmten Unternehmen dem gewerkschaft­
lichen Einfluß nicht entziehen könne und sich gezwungen sehe, der Ge­
werkschaft beizutreten, wolle er nicht bei Einstellung und Beförderung . 
benachteiligt werden. Für den einzelnen Arbeitnehmer an seinem Arbeits­
platz mache sich eine paritätische Besetzung des Aufsichtsrats im allge­
meinen gar nicht bemerkbar.

Der institutionelle Weg zur Integration des Arbeitnehmers liege viel­
mehr im Betriebsverfassungsgesetz; hier sei den Belegschaften das Recht 
eingeräumt, alle Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat aus ihren eigenen 
Reihen zu wählen. Die Gegner einer erweiterten Mitbestimmung sind 
der Ansicht, man müsse auf eine volle Ausschöpfung der mit dem Betriebs­
verfassungsgesetz gegebenen Möglichkeiten hinarbeiten. Die subjektive 
Stellung des Arbeitnehmers-im Betrieb sei vor allem dadurch zu verbes­
sern, daß man die Information im Rahmen des Wirtschaftsausschusses 
dahin intensiviere, daß die Arbeitnehmer ein umfassendes Bild der wirt­
schaftlichen Lage des Unternehmens erhielten-und in der Lage seien, ihre 
Auffassung zu diesen Fragen gegenüber der Unternehmensleitung dar­
zulegen. Die Beziehung zwischen Betriebsrat und Unternehmensleitung 
sei zu verdichten, und das innerbetriebliche Gespräch sei zu beleben. Die 
Personalpolitik habe besonders auf die Sicherung fairer Aufstiegschan­
cen nach den Gesichtspunkten von Fähigkeit und Leistung zu achten.

Soweit fast wörtlich das Biedenkopf-Gutachten zum Thema Menschen­
würde.

Ich teile die Meinung derjenigen, die in diesem Gutachten zum Aus­
druck brachten, daß die qualifizierte Mitbestimmung nicht geeignet sei, 
die Würde des Menschen und die freie Entfaltung der Persönlichkeit zu 
fördern. Eine die personelle Würde respektierende Gestaltung des Ar­
beitslebens wird man nicht durch die Mitbestimmung erreichen.
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Die Gestaltung des Arbeitslebens ist, wie auch die Gestaltung des Ar­
beitsplatzes, doch wohl mehr von der Vollbeschäftigung und von den 
Finanzverhältnissen eines Unternehmens abhängig.
- In Zeiten der Vollbeschäftigung, d. h. wenn mehr offene Stellen, mehr 
freie Arbeitsplätze vorhanden sind als Arbeitnehmer, kann der Arbeits­
willige dort seiner Tätigkeit nachgehen, wo er das meiste Geld verdient 
und wo die Gestaltung des Arbeitsplatzes optimal ist. Sind dagegen mehr 
Arbeitsuchende als Arbeitsplätze vorhanden, wird wenig nach Würde und 
Arbeitsplatzgestaltung gefragt, auch von den Arbeitnehmern nicht, wichtig 
allein ist dann die Frage, ob man überhaupt Geld verdienen kann und 
nicht so sehr ioie.

Also muß die Forderung nach Mitbestimmung dort ansetzen, wo die 
Steuerung der Vollbeschäftigung möglich ist, und das ist sicherlich nicht 
im Unternehmen selbst möglich.

Die Sicherung der Arbeitsplätze ist also eine Frage der Vollbeschäf­
tigung und damit aber primär eine Frage der Währungspolitik, und die
— wer kann das bestreiten —• kann nicht von Gewerkschaften, Unter­
nehmern, ja nicht einmal von der Bundesregierung alleine gelöst werden. 
Ich meine sogar, daß die ganze Diskussion um die Mitbestimmung — die 
ja in erster Linie aus dem Empfinden entsprungen ist, daß unsere der­
zeitige „Ordnung“ dem arbeitenden Menschen nicht gerecht wird — weil 
sie seine Menschenwürde, sein lebensnotwendiges Selbstbestimmungs- = 
Freiheitsbedürfnis mißachtet; weil sie ihn mehr oder weniger wie ein 
Werkzeug „einsetzt“ und ihn dadurch seinem eigenen Wollen, ja letztlich 
sich selbst entfremdet; weil sie ihm überdies nicht die volle Gegenleistung 
in Geld für seine Arbeitsleistung bietet; ja weil.sie ihn u. U. sogar der 
völligen Arbeitslosigkeit und damit dem Gefühl des absoluten Überflüs­
sigseins auf dieser Welt ausliefert — daß diese Diskussion um die Mit­
bestimmung also eine unmittelbare Folge von Fehlentscheidungen auf ganz 
anderen Gebieten, vor allem auf dem Gebiet der Vollbeschäftigungs­
und damit der Währungspolitik ist.

/

Wenden wir uns jedoch zunächst noch einmal dem Gutachten zu: Unter 
dem Abschnitt B, Themen und Argumente der gegenwärtigen Mitbe­
stimmungsdiskussion, unter 2. wird ausgeführt:

S

Die Forderung nach qualifizierter Mitbestimmung wird auch mit der ' 
gebotenen Gleichstellung von Kapital und Arbeit begründet. ,

Freilich — so heißt es weiter — seien die Funktionen des Kapitals und 
der Arbeitskraft grundsätzlich verschieden und nicht vergleichbar — in 
der Tat, das sind sie auch wirklich nicht.

37



Doch gelte für beide gleichermaßen, daß ihr Einsatz zur Erreichung des 
Produktionserfolges unabdingbar sei. Beide Faktoren seien aufeinander 
angewiesen und für das Unternehmen im gleichen Maße unentbehrlich. 
Kapital und Arbeit müßten daher im Unternehmen gleichgestellt sein. 
Zu diesem Ergebnis führe vor allem auch der personelle Charakter der 
eingesetzten Arbeitskraft. Für die Gleichstellung von Kapital und Arbeit 
spreche außerdem, daß nicht nur der Eigentümer, sondern auch der Ar­
beitnehmer das Risiko der unternehmerischen Entscheidung trage. Das 
Risiko des Arbeitsplatzverlustes sei dem des Kapitaleinsatzes mindestens 
gleichwertig, in der Mehrzahl der Fälle müsse es sogar höher bewertet 
werden. Denn im großen Unternehmen hafte der Eigentümer in aller 
Regel nur mit dem eingesetzten Kapital; dessen Verlust aber berühre seine 
Lebenssituation weit weniger empfindlich als der Verlust des Arbeits­
platzes den Arbeitnehmer treffe.

In diesem Abschnitt des Gutachtens wird die Kernfrage, das Kern­
problem in der Mitbestimmungsfrage deutlich, aber — und das ist be­
dauerlich — es wird ein wesentlicher Unterschied zwischen Kapital und 
Arbeit nur nebenbei berührt. Dieser wird zwar angesprochen, aber wie 
leicht würde man ihn überlesen können: Ich meine die Feststellung, daß 
der Verlust des eingesetzten Kapitals weniger die Lebenssituation be­
rühre als der Verlust des Arbeitsplatzes.

Man muß erstaunt sein, daß diese schwerwiegende Feststellung — und 
wie ich meine — völlig richtige Feststellung so in einem Satz erledigt 
wird. Was steht sich denn da gegenüber: Hier Geldverlust — dort Verlust 
der Existenz. Ist das kein Kontrast? Hier etwas verlieren, da alles ver­
lieren; hier (Teil)-Vermögensverluste erleiden, da u. U. verhungern! So 
betrachtet, nimmt sich die Forderung nach Mitbestimmung geradezu be­
scheiden aus.

Ich meine daher, es muß sogar mehr gefordert werden als nur Mit- 
Bestimmung.

Wir wollen aber zunächst noch ein wenig in dem Biedenkopf-Gutachten 
blättern. Da heißt es unter dem Abschnitt „Kapital und Arbeit“ weiter: 
Die derzeitige Rechtsordnung ermögliche denen, die Kapital zur Ver­
fügung stellen, die einseitige Bestimmung der Unternehmenspolitik zur 
Verfolgung der Interessen der Kapitalseite.

Was drückt dieser Satz auch noch aus? Das Kapital wird zur Verfügung 
gestellt — oder auch nicht! Arbeit wird zur Verfügung gestellt — oder 
auch nicht? Man beachte jedoch: Kapital muß nicht zur Verfügung ge­
stellt werden, aber die Arbeit muß sich zur Verfügung stellen! Wovon 
sollte der Arbeitnehmer sonst leben? Das Geldkapital ist nicht zum An­
gebot gezwungen, nur die Arbeitnehmer müssen ihre Arbeitskraft an­
bieten.

38



Wenn man angesichts dieser ungleichen Marktmacht von Kapital und 
Arbeit, die durch die Einführung von Mitbestimmung nicht verändert 
wird, erklärt, die Mitbestimmung verwirkliche die gebotene „Gleich­
stellung“ von Kapital und Arbeit, so klingt das wie Hohn. Mitbestimmung 
führt lediglich zu einer Umverteilung des Bestimmungsrechts hinsichtlich 
der Unternehmenspolitik, das bisher einseitig bei der Kapitalseite liegt, 
auf die Faktoren Kapital und „Arbeit“, und zwar in unterschiedlicher 
Weise je nach den verschiedenen Mitbestimmungsmodellen. Mitbestim­
mung führt aber in keinem Falle zur Selbstbestimmung des Arbeiters 
„vor Ort“, denn alle Arten von Mitbestimmungsmodellen berühren in 
keiner Weise die oben angedeutete eigentliche Ursache des Ungleichge­
wichts zwischen Kapital und „Arbeit“.

Bevor ich versuchen werde, die Unmöglichkeit der Gleichstellung von 
Kapital und Arbeit bei unserer heutigen Währungsordnung darzulegen, 
wollen wir noch hören, was die Mitbestimmungsgegner laut Gutachten 
sagen:

Diese Mitbestimmungsgegner sind der Ansicht, durch die arbeitsrecht­
liche Schutzgesetzgebung und die Existenz machtvoller Gewerkschaften 
sei heute die Gleichstellung von Arbeit und Kapital sichergestellt. Die Tat­
sache, daß das Unternehmensziel am Interesse der Ertragskraft ausgerich­
tet sei, bedeute keine einseitige Bevorzugung der Anteilseigner. In einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung liege in der Berücksichtigung der Kapital­
rendite nichts anderes als die Beachtung einer neutralen Meßfunktion 
für die sinnvolle Koordinierung aller wirtschaftlichen Vorgänge.

Der Arbeitnehmer sei außerdem gleichberechtigter Partner des Arbeits­
vertrages. Eine weitergehende Gleichsetzung sei wegen der Verschieden­
artigkeit der Funktionen von Kapital und Arbeit nicht möglich. Der Ar­
beitsvertrag bilde Grundlage und Begrenzung für die Weisungsgebunden­
heit des Arbeitnehmers gegenüber der Unternehmensleitung. ')

Ein Nebeneinander von Mitbestimmung in der Unternehmensleitung 
und Mitbestimmung durch das Betriebsverfassungsgesetz führe zur ein­
deutigen Bevorzugung des Faktors Arbeit.

Wenn im übrigen die Gleichwertigkeit von Kapital und Arbeit tatsäch­
lich die paritätische Mitbestimmung der Arbeitnehmer gebieten würde, 
so würde die Beschränkung dieser Forderung auf Großunternehmen alle 
übrigen Arbeitnehmer zu Arbeitnehmern zweiter Klasse machen.

s) vgl. E. Behrens: .Mitbestimmung und Morklwirtsdiaft*, Fragen der Fr&iheil, Heft 86, 
Februar 1971 und .Marktwirtschaft ohne Kapitalismus*, Hell 87/88, April 1971
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Es scheint mir unerläßlich, den Versuch zu unternehmen, den Begriff 
Kapital genauer zu untersuchen. Ich glaube, wir müssen das mit großer 
Sorgfalt tun, denn alle Modelle der Mitbestimmung, z. B. das Modell der 
Gewerkschaften, das der SPD und die Modelle der FDP — bekannt unter 
den Schlagworten „Riemer-Modell“ und „Maihofer-Modell“ — gehen da­
von aus, daß „Kapital“ und „Arbeit“ gleichgestellt werden müssen.
Es gibt aut dem Gebiet der Volkswirtschaft und der Betriebswirtschaft eine Reihe von unter­
schiedlichen Kapitalbegriffen! Die gebräuchlichsten Kapitalbegriffe nadt den i. Zt. vorherr­
schenden Lehrmeinungen zitiere ich aus der1 Schrift von H. K. R. Müller: .Grundfragen der 
Volkswirtschaftslehre*.
Da kennen wir zunächst den Begriff Kapital als Einkommensquelle; das sind alle 
in Geldbeträgen ausgedrückfen Vermögensteile (z. B. Geldsummen, Maschinen, Werkzeuge, 
Anlagen, Rohstoffe usw.), die für eine ein Geldeinkommen abwertende Anlage zum Zwecke 
der Erzeugung und Bereitstellung von'Gütern verwendet - werden, indem sie als Geldsumme 
ausgeliehen oder unmittelbar als Sadrgüter zum Ertrag eines Geldeinkommens (Zins) verwen­
det werden.
Als zweites den Begriff Kapital als Produktibnsfoktor 
mit ersparten Mitteln hergestelllen Güter, die dazu verwendet werden, andere Güter herzu­
stellen.
Als drittes kennen wir den Begriff Realkapifal, Darunter versieht man die jeweilige 
Tauschwertsumme, den Preis von Kapifalgütern. Als Kapitalgüter werden alle durch den Men­
schen geschaffenen Sadrgüler bezeichnet. Kapitalgüter werden auch als Produktionskapital 
(Produktionsmittel) bezeichnet.
Als vierten Kapitalbegriff müssen wir nennen dos Anlagekapital. Hierbei handelt es 
sich um feste Produktionsanlagen, wie Fabrikgebäude, Masdiinen, Werkzeugausrüstüngen, 
investierte« Realkapifal. Anlagekapital wird bei der Produktion von Gütern langsam abge­
nutzt und geht daher in Teilen fortlaufend in die Produktion über, Diese Teile des Anlage­
kapitals werden im Preis der Produkte bezahlt. Sie sind in den Produktionskosten als Abschrei­
bung mitentholten. Das Anlagekapital verwandelt sich daher im Laufe der Zeit in Form von 
Abschreibungsquolen wieder in Geldkapital. Der Begritt des Anlagekapitals ist ein aus 
dr-m Begriff des Realkapitols hergeleileter betriebswirtsdialllicher KapilalbegriH.
Das Anlagekapital ist im übrigen auch das Kapital, das man anspricht, wenn man von der 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel spricht.
Aus der genauen Definition des Begriffes geht schon hervor, wie sinnlos die Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel wäre.
Weiler gibt es die Begriffe des Betriebskapitals, des Geldkopitals, des Fremdkapilals, des 
Eigenkapitals und des Nominalkapitals.

darunter versteht man die

/

✓ Sehen wir uns aus der Fülle der Kapital-Begriffe einen genauer an, 
nämlich das Geldkapital:

Das Geldkapital ist in Geldform angelegtes Vermögen, das einen Geld­
ertrag, den Zins, erbringt. Die herrschende Lehrmeinung behauptet nun, 
daß das Geldkapital die Form von Kapitalgütern (Realkapital) annehmen 
muß, um produktiv zu werden. Diese Meinung geht auf die Ansicht zu­
rück, daß für die wirtschaftliche Produktion die drei klassischen Produk­
tionsfaktoren notwendig seien: Boden, Kapital und Arbeit. In Wirklich­
keit ist die Produktion von Gütern jedoch kein Prozeß, bei dem aus dem ' 
Zusammenwirken von drei verschiedenen Subjekten ein Produkt hervor­
geht. Bei der Produktion gibt es nur einen Faktor, ein Subjekt — wie

' 40



* /

Müller schreibt — und zwar den arbeitenden Menschen. Er allein erzeugt 
durch Arbeit das Produkt.- Nur allein durch Arbeit des Menschen wird 
produziert. Der Zins, der Geldertrag aus angelegtem Vermögen, ist deshalb 
arbeitsloses Einkommen.

Wir haben nun eine Reihe von Kapitalbegriffen kennengelernt — ohne, 
ich gestehe es freimütig — schon zu wissen, was man bei' der Mitbe­
stimmungsdiskussion eigentlich unter Kapital versteht. Ich habe in der 
gesamten Mitbestimmungsliteratur nie eine Definition des Kapitalbegrif­
fes'gefunden. Das'kann natürlich daran liegen, daß ich nicht genug ge­
lesen habe, öder aber es ist tatsächlich nie genau beschrieben worden, 
was man unter Kapital versteht.

Fragen wir deshalb, was Karl Marx unter Kapital versteht, denn seine 
Gedanken haben die Forderung nach Mitbestimmung mitbeeinflußt. Auch 
hier greife ich auf H. K. R. Müller zurück, der den Marx'schen Kapital­
begriff wie folgt erläutert:

Karl Marx versteht unter Kapital im abstrakten Sinne ein durch Sachen 
vermitteltes gesellschaftliches Verhältnis zwischen -Unternehmern und 
Arbeitern, vermittelt durch die Produktionsmittel. Im konkreten Sinne 
versteht Karl Marx unter Kapital die Produktionsmittel, die sich als Mo­
nopol im Eigentum von Unternehmern befinden.

Grundlage der Marx'schen Kapitaltheorie ist die von ihm entwickelte 
Arbeitswerttheorie. Nach dieser Theorie ist der Tauschwert, der Preis 
einer Ware, abhängig von der für die Erzeugung dieser Ware notwendigen 
Arbeitszeit. Demnach hätten alle Waren eine gemeinsame Eigenschaft, 
die es ermöglicht, daß sie einen Tauschwert, einen Preis haben. Diese ge-' 
meinsame Eigenschaft soll darin bestehen, daß alle Waren Arbeitserzeug­
nisse sind und nicht etwa eine körperliche Eigenschaft oder Nützlichkeit 
besitzen. Der Wert dieser Erzeugnisse wird nach Marx ausgedrückt durch 
die in ihr enthaltene Arbeitsmenge, die Arbeitszeit, und soll somit einen 
Austausch auf einer gemeinsamen Basis ermöglichen.

Daß diese Theorie nicht richtig sein kann, liegt auf der Hand. Der 
Tauschwert, der Preis eines Kühlschrankes kann' in der Antarktis ein 
anderer sein als in Afrika. In Afrika wird man schwerlich einen Ofen so 
tauschen, so verkaufen können wie in Norwegen, obgleich die aufgewen-' 
dete Arbeitszeit zur Herstellung in Afrika und Norwegen rein theoretisch 
durchaus gleich sein kann und dann nach Marx auch den gleichen Preis 
erzielen müßte. s)

s) Näheres über die Arbeitswerttheorie von Karl Marx in .Fragen der Freiheit', Heit 89: 
Heinz-Peter Neumann: .Zur geistigen Auseinandersetzung mit dem Marxismus. Oie marxistische 
Politökonomie.’
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Denken wir weiter darüber nach, so gelangen wir zu der Erkenntnis, 
daß die Kapitaltheorie von Karl Marx falsch sein muß, da die Arbeits­
werttheorie nicht zutrifft, und das eine das andere bedingt.

Die Ausbeutung des Arbeitnehmers kann also nicht damit begründet 
werden, daß die Produktionsmittel Privateigentum sind.

Allein die Knappheit von Produktionsmitteln, ob in Privat- oder Staats­
besitz, bildet die Grundlage, einen Preis dafür, einen „Mehrwert“, einen 
Zins verlangen zu können.

Die Knappheit an Produktionsmitteln wird nicht durch den Unterneh­
mer bewirkt, sondern dadurch, daß sich das Geldkapital u. U. von der 
Investition zurückhält. Nicht der Unternehmer ist an der Knappheit der 
Produktionsmittel interessiert, sondern der Geldkapitalist ist daran inter­
essiert, den Zustand der Geld- und Sachkapitalknappheit aufrecht zu er­
halten. Denn nur dadurch ist er in der Lage, einen Zins zu erzielen.

Die gesamte Mitbestimmungsdiskussion muß sich also m. E. völlig neu 
orientieren. Die berechtigte und begründete Unzufriedenheit der Arbeit­
nehmer richtet sich heute an die falsche Adresse. Nicht der Unternehmer 
will den Arbeiter „au'sbeuten“, er muß es aber tun, um das Kapital zu 
„bedienen“, da es sich sonst nicht bereit stellt, sich nicht zur Verfügung 
stellt, um Produktionsmittel zu schaffen und zu erhalten.

-Die Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände hat genau 
erkannt, daß das Geld nach unserer Währungsordnung sich dafür eignet, 
den Zustand der Geld- und Sachkapitalknappheit aufrecht zu erhalten. 
Denn Geld muß nicht ausgegeben werden, so daß für die Anlage verfüg­
bares Geldvermögen (Geldkapital) nicht einem entsprechenden Angebots­
zwang ausgesetzt ist wie der Arbeitnehmer hinsichtlich seiner Arbeits­
kraft, die er anbieten muß, um existieren zu können. In ihrer Stellung­
nahme zur Mitbestimmung schreibt sie:

1 „Jedes Kapital — sei es Eigenkapital oder Fremdkapital — muß bedient 
werden, weil es andernfalls nicht bereitgestellt wird. Eine marktgerechte 
Kapitalbedienung setzt ihrerseits voraus, daß es dem Unternehmen ge­
lingt, mit seiner Produktion am Markt einen Preis zu erzielen, der einen 
angemessenen Gewinn garantiert. Denn dieser Gewinn ist die einzig 
mögliche Quelle für die Kapitalverzinsung und damit die Quelle zur Be­
friedigung der Interessen des dem Unternehmen zur Verfügung gestellten 
Kapitals.“ ’)

3) Aus: «Wirtsdiafilidie Mitbestimmung und freiheitliche Gesellsdiafl' — eine Stellungnahme 
des Arbeitskreises Mitbestimmung bei der Gundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberver­
bände zu den gewerkschaftlichen Forderungen. 2. Auflage, Dezember 1966, Seite 25.
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Die Arbeitgeberverbände scheinen mir die Sache besser durchschaut zu 
haben als die Gewerkschaften.

Die Ursache für die ungleiche Marktmachtverteilung zwischen (Geld-) 
Kapital und Arbeit liegt in unserer Währungsordnung begründet. Der 
warenerzeugende Unternehmer und der Arbeiter unterliegen beide einem 
Angebotsdruck. Der Unternehmer kann seine Waren nie unbegrenzt vom 
Markt fernhalten, weil sie Wertverluste erleiden — Tageszeitungen sind 
schon einen Tag nach Erscheinen wertlos, Eisen und Stahl rosten, Maschi­
nen brauchen Wartung, Lagerkosten entstehen, fixe Kosten und Produk­
tionskosten müssen hereingeholt werden. Vor allem aber muß der Kapi­
taldienst, die Kapitalverzinsung geleistet werden. Und der Arbeiter muß 
seine Arbeitskraft anbieten, wie wir bereits oben erörtert haben. Das 
Geld aber kann warten. Es kann sich solange vom Markt fern halten, bis 
es die ihm genehme und erreichbare Verzinsung erlangt. Solange die 
Geld-Kapitalgeber — wer immer das sei, vom kleinsten Sparer bis zum 
größten Kapitalisten — nicht einem dem Materialverderb entsprechenden 
Angebotszwang unterliegen, ist eine Gleichstellung von (Geld)-Kapital 
auf der einen Seite und „Arbeit“ (Unternehmer und Arbeitnehmer) auf 
der anderen Seite nicht möglich.

Allerdings sollte man auch nicht von „Gleichstellung von Kapital und 
Arbeit“ sprechen. Die menschliche Arbeit ist nicht mit einem — wenn 
auch für die Produktivität der Arbeit noch so wesentlichen — Arbeits­
mittel (Wirtschaftsfaktor Boden und Kapital) zu vergleichen. Hier handelt 
es sich um den Menschen, dort um Sachen. Produktiv ist allein der Mensch. 
Der Darlehensgeber erhebt mit Recht gegenüber dem Kreditnehmer den 
Anspruch auf spätere Rückzahlung des Darlehens im vollen realen Wert 
(in Höhe der Kaufkraft des Geldes zur Zeit des Abschlusses des Darlehens­
vertrages). Bei einer jährlichen Inflationierung der Währung entspricht 
dies einer Verzinsung in Höhe des Kaufkraftverlustes. Darüber hinaus 
kann der Kreditgeber unter Umständen eine Risikoprämie oder Risiko­
garantie vertraglich vereinbaren. Im übrigen besteht von der Sache her 
kein volkswirtschaftlich begründeter Anspruch auf Partizipation am Ar­
beitsertrag des Darlehensnehmers — es sei denn, der Kreditgeber ist in 
der Lage, aufgrund einer Knappheitssituation auf dem Kapitalmarkt einen 
weiteren Anteil vom Arbeitsertrag herauszuholen. Erst jetzt ist es u. U. 
berechtigt, von „Ausbeutung“ zu sprechen.

Friedrich Engels hat das bereits erkannt; er schreibt (sinngemäß): „Da­
gegen, daß die einen sich einen kleinen Geldschatz zurücklegen können, 
während die anderen mit ihrem Lohn nicht auskommen, sind alle Gesetze 
und Verwaltungsnormen der Welt ohnmächtig. Die Beherrscher des Zir­
kulationsmittels und des Weltgeldes verwandeln sich in Beherrscher der
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Produktionsmittel, mögen diese auch noch, jahrelang dem Namen nach als 
Eigentum der Wirtschafts- und Handelskommune figurieren.“

Ernest Bevin, britischer Gewerkschaftsführer und späterer Minister, 
schrieb am 22. September 1929 im Pressedient des internationalen Ge­
werkschaftsbundes: „Was hat es für einen Zweck, über Wirtschaftsfrieden, 
Mitspracherecht und Gewinnbeteiligung zu redeti, wenn alle Anstrengun­
gen der Arbeiter und der Leiter der Industrie von jenen zunichte ge­
macht werden, die mit Gold manipulieren.“

Es hat also keinen Sinn über Mitbestimmung zu reden, wenn man nicht 
bereit ist, zunächst über unsere Währungsordnung zu sprechen.' Die 
Gleichstellung von Kapital und Arbeit ist, so meine ich, kein Diskussions­
stoff auf der Ebene der Mitbestimmung, auf der Ebene von Unternehmern 
und Gewerkschaften, denn beide Gruppen können das Problem gar nicht 
lösen.

Ein Geld, das sich selbst anbietet und nicht „bedient“ werden muß, 
kann erst die Gewähr dafür bieten, daß eine Ausbeutung der Arbeitneh­
mer und auch der Unternehmer unmöglich wird. Denn nicht jeder Unter­
nehmer ist ja Geldkapitalist und wird demnach genauso ausgebeutet wie 
der Arbeitnehmer.

Wenn ich zu Beginn danach gefragt ^habe, was die Mitbestimmung 
eigentlich leisten soll oder kann, so können wir jetzt mit Sicherheit fest­
stellen: Eine Gleichstellung von Kapital und Arbeit kann sie nicht brin­
gen. Das mag bedauerlich sein, ist jedoch realistisch.

Im Grunde hat Karl Marx das auch schon erkannt, denn im dritten 
Band des „Kapital“ auf Seite 142 schreibt er: „Der Unternehmergewinn 
bildet keinen Gegensatz zur Lohnarbeit,' sondern zum Zins.“

Das heißt doch aber, daß das Finanzkapital sowohl den Unternehmer 
wie den Arbeitnehmer-beherrscht, die beide die Vollbeschäftigung wollen 
müssen! Die Vollbeschäftigung jedoch nagt an der Höhe des Zinses, an 

, dem Einkommen ohne effektive Leistung, so daß der Geldkapitalist kei­
neswegs uneingeschränkt an einer Ausweitung des Produktionsvolumens 
bei Vollbeschäftigung interessiert sein kann.

Die Diskussion der Mitbestimmung in der Gesamtwirtschaft sollte also 
nicht halt machen bei der Unternehmensmitbestimmung, sondern sich 
auch der Frage zuwenden, durch welche Maßnahmen -auf dem Gebiete ■ 
der Währungsordnung'der Machtvorsprung des Geld-Kapitals, des Geld­
kapitalgebers gegenüber dem „Faktor Arbeit“ (Unternehmer und Arbeit­
nehmer) vermindert werden kann, um eine Gleichstellung von Kapital 
und Arbeit auch hier zu erreichen.

\

i
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Zeitkommentare
Zur Lage — August 1973

len Wohlstand nachjagen, desto 
loser werden unsere Verbindun­
gen zu unseren Mitmenschen, 
desto weniger fühlen wir uns dem 
Allgemeinen und der Suche nach 
einer uns alle verbindenden Idee 
verpflichtet, desto banaler wird 
unser geselliges und gesellschaft­
liches Leben, desto leerer, nichts­
sagender unsere' Gespräche. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat 
ihre Idee nicht gefunden — das 
ist es wohl, was uns unbewußt 
quält und bedrückt und sorgen­
voll in die Zukunft blicken läßt.

Die Bundesrepublik Deutsch­
land nimmt ihr geistiges Funda­
ment, auf dem sie ihr Gemeinwe­
sen aufbauen wollte, den Artikel 
1 des Grundgesetzes: „Die Würde 
des Menschen ist unantastbar..“ 
offenbar nicht mehr ernst. Denn 
der Inhalt der Würde des Men­
schen kann nur die Freiheit der 
menschlichen Person sein, die 
Freiheit, die im denkenden Erken­
nen und Anerkennen der inneren 
und äußeren Gesetze unserer 
Existenz wie der unserer gesam­
ten Umwelt und im Handeln ge­
mäß dem Erkannten besteht. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist 
auf den Menschen als eines zur 
Freiheit berufenen, d. h. primär 
geistigen Wesens gegründet^ und 
die von der Bundesrepublik 
Deutschland zu errichtende Ord­
nung des Zusammenlebens der 
Menschen in allen Bereichen der 
Politik, der Wirtschaft und der 
Kultur sollte daher eben diesem 
Wesen des Menschen gemäß sein; 
sollte am Menschen „gemessen“ 
werden. Das war die Aufgabe,

Die Urlaubszeit ist zu Ende, Be­
ruf und Pflichten haben uns wie­
der. Von vierzehn kalten, nassen 
Tagen im Juli abgesehen, war es 
wohl einer der heißesten Sommer, 
die wir erlebt haben. Dennoch 
sehen wir nicht frohen Mutes dem . 
Herbst und Winter entgegen. Wir 
haben manchmal das Gefühl, als 
trieben wir einer schweren' Krise 
entgegen. Nicht primär wirt­
schaftlich bedingt, aber vielleicht 
ausgelöst durch die wirtschaft­
liche Entwicklung. Was bedeutete 
schon eine leichte Rezession (wie 
etwa. 1966/67), die ja als Folge 
der „Stabilitätspolitik“ der Bun­
desregierung demnächst zu er- - 
warten steht, nach Jahren bei­
spiellosen wirtschaftlichen Auf­
schwungs für ein gesundes Volk 
und einen gesunden Staat?! Aber 
Volk und Staat der Bundesrepu­
blik Deutschland sind nicht ge­
sund. Wir haben keine uns alle 
verbindende Idee. Die Bundes­
republik Deutschland treibt ziel­
los dahin. Nur eines „verbindet“ 
uns noch: das Streben nach mehr 
und mehr Wohlstand und mate­
riellem Glück und die Schaffung 
der Voraussetzungen hierzu: im­
mer perfekter ausgestattete Fa­
briken, Büros, Institute, Energie- 
gewinnungs- und Verteilungsan­
lagen, Autobahnen, Flughäfen, 
Hotels mit allem erdenklichen 
Komfort und ein Warenangebot 
in den Fachgeschäften, Kaufhäu­
sern und Supermärkten in einer 
Reichhaltigkeit und Fülle, wie 
man es noch vor fünfzig Jahren 
für undenkbar gehalten hätte. 
Aber je mehr wir dem materiel-
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findet sofort eine Fülle, von Nach­
richten über Zustände oder Er­
eignisse, die man ohne weiteres 
als Symptome des unser Land 
beherrschenden materialistischen 
Denkens erkennen kann.

die sich die Bundesrepublik 
Deutschland 1949 mit dem Grund­
gesetz selbst gesetzt hatte und die 
sie zugleich legitimierte: Die Bun­
desrepublik Deutschland 
Dienste der Idee des Menschen!

Und nun sind wir drauf und 
dran, diese Idee, diesen selbst ge­
wählten Auftrag zu verraten! 
Alle Verkehrtheiten, die uns heute 

' bedrücken, sind darauf zurückzu­
führen, daß wir unseren Weg ver­
loren haben. Das ist aber die Fol­
ge davon, daß wir vergessen ha­
ben, was der Mensch ist. Hier 
liegt der eigentliche Kern des 
Problems. Je mehr wir an Teil­
erkenntnissen vom Naturwesen 
Mensch mit naturwissenschaft­
lichen Methoden gewonnen ha­
ben, desto weniger vermögen 
wir vom Geistwesen Mensch — 
das er auch und in erster Linie 
ist — zu verstehen. Je mehr wir 
im Menschen nur noch ein natür- 
liches Lebewesen mit Lebens­
gleich Konsumbedürfnissen sehen, 
desto einseitiger wendet sich un­
ser Blick auf eben dieses Leben 
und seine Erhaltung und Förde­
rung mittels Naturwissenschaft, 
Technik und Wirtschaft; desto 
mehr verlieren wir den ganzen 
Menschen mit all seinen eigent­
lichen, geistigen Bedürfnissen aus 
dem Auge. Das heißt aber: desto 
mehr verfällt unsere Kultur und 
Sitte und dadurch letztlich auch 
unsere rechtlich-politische Ord­
nung.

Auf diesem Wege, so fürchten 
viele hierzulande, befinden wir 
uns, und deshalb haben wir Sor- 

. ge vor der geringsten Erschütte­
rung, die das fundamentlose Ge­
bäude zum Einsturz bringen 
könnte.

Man braucht nur wahllos einige • 
Zeitungen aufzuschlagen, und man

im

Da sind die hessischen Rahmen­
richtlinien zur Gesellschaftslehre 
des Kultusministers von Friede­
burg, denen zufolge die Kinder 
nicht mehr zum Beobachten von 
Tatsachen, zur Bereicherung ihrer 
Kenntnis von der Welt, in der 
wir leben, zur Erkenntnis der Zu­
sammenhänge des Erfahrenen — 
zur Erkenntnis von Wahrheit also 
— angeleitet werden, denen zu­
folge vielmehr die Kinder letzt­
lich dahin gebracht werden sol­
len, in allen „Wahrheiten“ ledig­
lich eine Funktion von Interessen 
zu sehen. In den Richtlinien von 
Friedeburgs heißt das so: „Es muß 
in einem Plan für Gesellschafts­
lehre deutlich werden, daß die 
Formulierung überprüfbarer Ein­
zellernziele nur vor dem Hinter­
grund allgemeiner Zielvorstellun­
gen möglich ist, denen die politi­
sche Entscheidung für eine be­
stimmte Gesellschaftsverfassung 
zugrunde liegt.“ Golo Mann hat 
zu diesen hessischen Rahmen­
richtlinien für das Schulfach Ge­
sellschaftslehre gesagt: „Was uns 
droht, ist ein neues Zeitalter der 
Kapitulation.“ ') Hermann Lübbe: 
„Die Schule wird zur Institution 
programmierter Dekultivierung.“ *) 
Hellmut Becker, Direktor des 
Max-Planck-Institutes für Bil- 
dungsforschung (!), aber hält die­
se Richtlinien für einen „in einem 
hohen Maße gelungenen“ Entwurf

/

i

>) vgl. Die ZEIT, 22, 6. 1973
:) vgl. Fragen der Freiheit, Hett 103
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zur Gesellschaftslehre 3). Ludolf 
Herrmann schreibt in der ZEIT zu 
Friedeburgs 
„Wenn Menschen eine bestimmte 
Tat vollbringen oder ein be­
stimmtes Unternehmen planen 
und dabei Nachahmung und Un­
terstützung finden, gilt dies als 
Beweis dafür, daß die Geschichte 
auf ihrer Seite sei. In diesem Kon­
text ist Geschichte ein Synonym 
für Gewalt und Macht, wie auch 
für Wahrheit. Das heißt, die 
„Wahrheit“ liegt in vollendeten 
Tatsachen, und die Schaffung vol­
lendeter Tatsachen ist der Wahr­
heitsbeweis. . . . Warum sehen 
manche Kritiker der Rahmen­
richtlinien nicht, daß der Angriff 
auf die Geschichte und die Lite­
ratur und die Konzeption einer 
staats- und nationslosen Politik, 
wie sie in Bonn — keineswegs 
gegen den Widerstand des Kanz­
lers
dasselbe sind?“ *)

schulinstitutes in eine rote Kader­
schmiede oder bei dem Versuch 
einer radikalen Veränderung un­
serer bestehenden, am Grundge­
setz orientierten Gesellschaftsord­
nung in ein sozialistisches Wirt­
schafts- und Gesellschaftssystem? 
Zwar könnte man diese Richtlinien 
auch im Sinne Schillers auffassen: 
„Nein, eine Grenze hat Tyrannen- 
macht-: Wenn der Gedrückte nir­
gends Recht kann finden, / Wenn 
unerträglich wird die Last - greift 
er / Hinauf gestrosten Mutes in 
den Himmel / .Und holt herunter 
seine ew'gen Rechte, / Die dro­
ben hangen unveräußerlich / Und 
unzerbrechlich, wie die Sterne 
selbst
Sinne Marcuses: „Ich glaube, daß 
es für unterdrückte und überwäl­
tigte Minderheiten ein .Natur­
recht' auf Widerstand gibt, außer­
gesetzliche Mittel anzuwenden, so­
bald die gesetzlichen sieh als un­
zulänglich herausgestellt haben.“5) 
Aber ist in unserem Lande der 
Mensch so „unterdrückt und 
überwältigt“, daß bereits die 
Schüler eine Anleitung zur Ge­
waltanwendung bekommen müs­
sen? Oder ist hier nicht vielmehr 
ein großer „Veränderer“ am Werk, 
der eine „ganz andere Republik“ 
will? Leben wir wirklich in einem 
Lande, das derart von „repres­
siver Toleranz“ beherrscht wird, 
daß nur noch außergesetzliche 
Mittel dem abhelfen können? — 
Gewiß, unsere gesellschaftlichen 
Verhältnisse sind derart auf Mas­
sendasein, auf Standardisierung 
des Bedarfs, auf Massenproduk­
tion und Anpassung der Massen 
an den „Apparat“ ausgerichtet; die 
Integration des „Proletariats“ in

Wahrheitsbegriff:

. “ Oder auch im

betrieben wird, ein und

Da sind die noch ärgeren 
Lehrplan-Richtlinien des nord- 
rhein-westfälischen Kultusmini­
sters Girgensohn für das Fach 
„Gesellschaft/Politik“, in denen 
eines der Lernziele wie folgt for­
muliert ist: „Lernen, daß es Situ­
ationen gibt, in denen geklärt 
werden muß, ob es zur Sicherung 
demokratischer Verhältnisse not­
wendig ist, formaldemokratische 
Spielregeln/Rechte vorübergehend 
außer Kraft zu setzen.“ Ist das 
nicht die blanke Aufforderung zur 
Anwendung von Gewalt, wenn ei­
nem „formaldemokratische“ Rechte 
bei der Verfolgung bestimmter 
Ziele im Wege stehen — etwa bei 
der Umfunktionierung einesHoch-

s) Herbert Marcuse: .Kritik der reinen 
Toleranz*, edition Suhrkamp 181.s) vgl.

') ebenda
Die ZEIT, 22. 6. 1973
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die Industriegesellschaft, die Ver­
bürgerlichung der Arbeiter „klasse“ 
und deren Unfähigkeit, die ge­
sellschaftlichen Verhältnisse von 
Grund auf zu verändern, zu ver­
menschlichen, haben solche Aus­
maße erreicht, daß ein Ausbre­
chen aus diesem entindividualisie- 
renden, geistlosen System immer 
schwieriger wird. Aber rechtfer­
tigt dies bereits den Gebrauch 
von Gewalt, „um brutalen Ter­
ror zu brechen und eine men­
schenwürdige Gesellschaft zu 
schaffen“, wie etwa Horst Mahler 
verlangt? “)

Fesseln dieser ungeistigen Gesell­
schaft zu befreien?

Muß man somit also nicht viel 
eher befürchten, daß' mit diesen 
Lehrplan-Richtlinien Girgensohns 
und Friedeburgs die Freiheit der 
Demokratie mißbraucht wird, um 
eben diese Freiheit abzuschaffen? 
Gerade um eine Wiederholung 
einer solchen „legalen“ Machter­
greifung (wie wir sie 1933 erleben 
mußten) zu verhindern, haben ja 
die Schöpfer des Grundgesetzes 
vor 25 Jahren den Artikel 18 in 
den Grundrechtskatalog einge­
führt: „Wer die Freiheit der. Mei­
nungsäußerung, insbesondere die 
Pressefreiheit, die Lehrfreiheit, 
die Versammlungsfreiheit usw. 
zum Kampfe gegen die freiheit­
liche demokratische Grundordnung 
mißbraucht, verwirkt diese Grund­
rechte.“
Und was, im übrigen, käme nach 

den Vorstellungen der Friede­
burgs und Girgensohns nach die­
ser unserer — von den „Linken“ 
so erbittert bekämpften Demo­
kratie?

Und ist es im übrigen nicht in 
Wirklichkeit so, daß gerade diese 
neuen Lehrplan-Richtlinien mit 
ihrem Vereinheitlichungs- und 
Gleichmachungszwang in beson­
derem Maße repressiven Cha­
rakter tragen gegen jeglichen 
freien Entfaltungs- und Selbst­
bestimmungswillen, so daß ge­
rade dagegen Sturm gelaufen 
werden müßte? Sind nicht gerade 
die Realisierungen der „linken“ 
Vorstellungen in diesen „Richt­
linien“, um die berühmte Chan­
cengleichheit aller Kinder zu er­
zielen, in Wirklichkeit viel eher 
ein Prokustesbett, in das die Ein­
zelnen hineingezwängt werden 
und das überhaupt erst richtig 
die Voraussetzungen schafft für 
das von Herbert Marcuse, Hans 
Freyer, Rudi Dutschke und allen 
Linken mit Recht gegeißelte „ein­
dimensionale Denken und Ver­
halten“ der Menschen unserer de­
mokratischen Industriegesellschaft 
und dadurch auch für die Unfä­
higkeit des Arbeiters, sich aus den

Von besonderer Bedeutung ist 
daher in diesem Zusammenhang 
der Streit um den sogenannten 
„Radikalen-Erlaß“ in Düsseldorf, 
ausgehend von der Ernennung 
eines erklärten und bekannten 
Kommunisten zum • Amtsrichter 
durch den nordrhein-westfälischen 
Justizminister (SPD), die aber 
dann durch die Intervention des 
FDP-Kollegen dieses Ministers 
und des Ministerpräsidenten Kühn 
(SPD) selbst nicht vollzogen wor­
den ist. Auch hier ist das Entschei­
dende nicht der Einzelfall, son­
dern das Offenbarwerden der 
völligen Orientierungslosigkeit in 
weiten Kreisen der Bundesrepu-

•) vgl. hierzu: Herbert Schock, „Volksbe- 
freiung", Afhenoion Verleg Frankfurt a/M, 
1971.
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imperatives Mandat. „Das wäre, 
das Ende der Demokratie“, sagt 
Kühn. Der SPD-Landesparteiaus- 
schuß beharrt jedoch auf seiner 
Forderung der „Mitwirkung“ vor 
solchen Entscheidungen. Die Fra­
ge, ob dieses SPD-Gremium den 
Regierungschef und die SPD-Mi­
nister vor Kabinettsentscheidun­
gen durch „Mitwirkung“ binden 
kann, wird von der FDP als der 
Versuch der Einführung eines im­
perativen Mandats verstanden. 
Innenminister Weyer: „Ich bin 
nicht bereit, in einem Kabinett 
mitzuarbeiten, dessen Mitglieder 
einem solchen imperativen Man­
dat der SPD unterworfen werden 
sollen.“ Da auch Ministerpräsident 
Kühn ausdrücklich erklärt hat, 
daß er seine Partei- und Staats­
ämter niederlegen werde, wenn 
ihm die SPD ein imperatives Man- , 
dat aufzwingen wolle, muß man 
mit größter Spannung dem Aus­
gang dieses Ringens entgegen­
sehen, das unter Umständen einen 
grundsätzlichen Wandel in den 
Regierungsverhältnissen der Bun­
desrepublik Deutschland zur Folge 
haben könnte.

blik (wie sie sich in zahllosen 
Zeitungsartikeln, Stellungnahmen 
und Zuschriften enthüllt) in einer 
soldi völlig eindeutigen Frage, in 
der • das Menschenbild und die 
diesem Menschenbild zuzuordnen­
de Gesellschafts- und Staatsord­
nung direkt angesprochen ist. „Ob 
man den Staatsdienst für Mitglie­
der radikaler Parteien öffnen soll, 
ist eine Frage, die an die Substanz 
der freiheitlich verfaßten Ordnung 
und ihrer Institutionen rührt“, 
schreibt die FAZ dazu und fährt 
weiter unten fort: „Breschnew 
würde sich totlaehen, hat Brandt 
kürzlich im kleinen Kreise ge­
sagt, wenn er erführe, daß wir 
Kommunisten zu Richtern ernen­
nen wollten. Der Satz wäre ge­
eignet, öffentlich wiederholt zu 
werden. Ob der Kanzler die Er­
nennung von Kommunisten zu 
Lehrern mit der gleichen Strenge 
beurteilt, blieb übrigens offen. 
Dazu kann man nur sagen, daß 
Breschnew langfristig noch mehr 
Grund zur Heiterkeit hätte, wenn 
er sich die deutschen Schulen in 
der Hand radikaler Lehrer vor­
stellte.“ ’)

Da ist der seit vielen Jahren sich 
hinziehende, nun aber besonders 
aktuell gewordene Kampf um die 
„Mitbestimmung“ der Arbeitneh­
mer in den Wirtschaftsbetrieben 
und um die „Vermögensbildung 
in Arbeitnehmerhand“. Die Ar­
beitnehmerforderungen als sol­
che — darüber besteht kein Zwei­
fel — sind grundsätzlich vollauf 
berechtigt. „Eine Mitbestimmung, 
die auf den einzelnen Menschen 
gerichtet ist, die sich um seine 
Selbstverwirklichung im industri­
ellen Prozeß, um sein tägliches 
Mitwirken am Arbeitsplatz, um 
eine Humanisierung der Fabrik-

Da ist der Streit um das „im­
perative Mandat“ in der Düssel­
dorfer Landesregierung. Der SPD- 
Landesausschuß verlangt, daß 
wichtige Entscheidungen und Fra­
gen, die die Koalition (der SPD 
mit der FDP) unmittelbar berüh­
ren, vor Kabinettsberatungen in 
diesem Parteigremium „verhan­
delt“ werden müßten. Minister­
präsident Kühn (SPD) hat dage­
gen erklärt, es gebe für ihn kein

J) vgl. FAZ vom 29. 8. 1973 ,0er Kanz­
ler mul} sidi erklären', von Fritz Ulrich 
Fock.
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arbeit kümmert, ist die wichtigste 
Angelegenheit unserer Zeit.“ *) 
Man kann sich aber seit langem 
kaum mehr des Eindruckes er­
wehren, daß es bei der Mitbe- 
stimmungs- und Vermögensbil- 
dungs-Diskussion gar nicht in er­
ster Linie um die Befreiung und 
Besserstellung der arbeitenden 
Menschen in den Betrieben geht, 
sondern um die Gewinnung von 
Einfluß und Macht an sich, ja um 
die Gewinnung eines Hebelarmes, 
um die freiheitliche Demokratie 
als solche — in der man nichts 
anderes sieht als die repressive 
Gesellschaft kapitalistisch-imperi­
alistischer Provenienz und Ziel­
setzung — aus den Angeln zu 
heben, um ein sozialistisches, auf 
der Vergesellschaftung der Pro­
duktionsmittel aufgebautes Sys­
tem an deren Stelle zu setzen. 
Denn bei allen Forderungen nach 
„paritätischer“ 
geht es ausschließlich um die Po­
sitionen in den Aufsichtsräten der 
großen Gesellschaften. Es wäre 
aber allzu naiv, den Funktionä­
ren, die diese Mitbestimmung 
wollen, zu unterstellen, sie wüßten 
nicht ganz genau, daß dadurch 
die „kapitalistische Profitmaxi- 
mierungs-Wirtschaft“ nicht über­
wunden werden kann. Hier ist 
vermutlich denn auch der Grund 
dafür zu suchen, warum die Ver­
treter der Kapitalinteressen dem 
Mitbestimmungsverlangen der Ge­
werkschaftsfunktionäre 
größeren Widerstand entgegen­
setzen, sondern lediglich kleinere 
Modifizierungsforderungen erhe­
ben. Ob 40 oder 50 Prozent der 
Aufsichtsratsstimmen die Arbeit­
nehmer- und Funktionärsinteres­
sen vertreten, das interessiert den 
„Kapitalisten“ nur sehr bedingt,

solange er noch die Verfügungs­
gewalt über sein in Wirtschafts­
unternehmen zu „riskierendes“ 
Vermögen behält und solange er 
den Preis, den Zins, bestim­
men kann, zu dem er sein 
Geld-Kapital zur Verfügung stellt. 
Das aber hängt ausschließlich von 
der Währungsordnung ab. Solan­
ge diese dem Gelde nicht durch 
Geldumlaufsicherung zu Leibe 
rückt, solange besteht für den 
„Kapitalisten“ keinerlei Gefahr, 
etwas von seinem „arbeitslosen“ 
Einkommen abgeben zu müssen. 
Was aber wollen die Gewerk­
schaftsfunktionäre denn dann? 
Teilhabe an der Macht, dem An­
sehen, dem Einfluß und dem Ein­
kommen der Aufsichtsratsmitglie­
der einerseits — das gilt für die 
ausschließlich an erhöhtem Be­
sitzstand für sich selbst Interes­
sierten unter ihnen — und Um­
sturz der bestehenden Wirt­
schaftsordnung mit Hilfe des zu­
sätzlichen Mittels der Vermö­
genskonzentration in dem zu 
schaffenden zentralen Arbeitneh­
merfonds, der alljährlich mit fünf 
Milliarden D-Mark von den 
Großbetrieben zu speisen ist — 
das gilt für die echt Engagierten, 
für die „Veränderer“ unter ihnen. 
In beiden Fällen aber gilt dies: 
der Arbeiter „vor Ort“ geht völ­
lig leer aus, weder wird seine 
Selbstentfremdung überwunden, 
noch erfährt seine wirtschaftliche 
Lage eine Besserung. Die „Profit­
interessen“ des Aufsichtsrates'än­
dern sich in keiner Weise, eher 
werden sie durch die nunmehr 
persönlich interessierten Funk­
tionäre noch verstärkt. Und sollte 
es den Gewerkschaftsfunktionä-

Mitbestimmung

keinen

9) vgl. FAZ vom 30. 8. 1973 .Als Molor der 
Veränderung’, von Ernst Günter Vetter.
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im Sinne einer Dauervollbeschäf­
tigung — und die jeweils beson­
dere Situation des Betriebes im 
Wettbewerb mit dessen Konkur­
renten, die abhängig ist von der 
Leistungsfähigkeit des Unterneh­
mens — angefangen bei der Lei­
tung bis hinunter zum kleinsten 
Mitarbeiter. Wenn dieser Betrieb 
als Ganzes 
den durch die Vollbeschäftigung 
ausgelösten heilsamen Zwang zur 
Bildung einer echten Partner­
schaft aller Mitarbeiter im Be­
triebe vom obersten Manager bis 
zum untersten Putzer 
Team bildet, dann wäre auch je­
dem einzelnen Arbeiter vollauf 
geholfen. Und nur dann!

ren wirklich gelingen, ihre po­
litische Macht durch die Kon­
zentration von Gewerkschafts­
macht und Vermögensfondsmacht 
zu verdoppeln, so würde sich dies 
erst recht zu Ungunsten der Frei­
heit • des Arbeitnehmers 
aller Bürger überhaupt — aus­
wirken. Denn „in der Geschichte 
gibt es bisher kein Beispiel dafür, 
daß politische Herrschaft, welche 
die Verfügung über die Produk­
tionsmittel einschließt, mit der 
politischen Freiheit der Bürger 
vereinbar ist.“ ’) Freilich können 
die Vermögensfondspläne von 
DGB und SPD nicht ohne Zustim­
mung ihres Koalitionspartners 
FDP verwirklicht werden. Dieser 
aber wehrt sich entschieden da­
gegen und schlägt (so Professor 
Maihofer) dezentralisierte und in 
das Kreditwesen eingegliederte 
Fonds vor, die überdies nicht nur 
den industriellen Arbeitnehmern, 
sondern alle Bürgern die Vermö­
gensbildung erleichtern sollen, 
wobei noch ungeklärt ist, wie dies 
im einzelnen realisiert werden 
kann. Jedenfalls zeigen alle diese 
Projekte: vom Menschen, von der 
einzelnen menschlichen, zur Frei­
heit berufenen Person, auf die es 
allein ankäme, auf deren Selbst­
verwirklichung, Mitdenken, Mit­
wirken, Entwicklung ihrer Krea­
tivität, an ihrem Arbeitsplatz, an 
ihrer Arbeit, und von ihrem ge­
rechten Anteil am Gesamtertrag 
des Unternehmens ist leider nie 
und nirgendwo die Rede. Dazu 
wäre freilich die Voraussetzung 
nicht die Art der Zusammenset­
zung des Aufsichtsrats, sondern 
die allgemeine Konjunktur- und 
Beschäftigungslage — und zwar

wie

veranlaßt durch

ein 3

Da ist schließlich der Fall 
Wolfgang Roth und das Auftreten 
Wolfgang Roths auf dem Ostber­
liner „Jugendfestival“. Auch hier 
ist nicht das Entscheidende, daß 
und wie und wo Roth seine An­
sichten zum Ausdruck gebracht 
hat, sondern daß Wolfgang Roth, 
Vorstandsmitglied der SPD, nicht 
sofort von seiner Partei zurück­
gepfiffen und evtl, seines Postens 
enthoben worden ist. In dieser 
Haltung enthüllt sich soviel Un- • 
Schlüssigkeit und offenkundige 
Unsicherheit der regierenden Par­
tei der Bundesrepublik Deutsch­
land, daß daraus nichts Gutes er­
wachsen kann. Wolfgang Roth 
sagte u. a. vor Zehntausenden 
von Jugendlichen auf dem Festi­
val in Ostberlin: „Wir wissen 
sehr genau, daß mächtige Kapi­
talinteressen und ihre politischen 
Helfer in unserem Land gegen 
Abrüstung sind. Wir wissen, daß 
es einen industriell-militärischen 
Komplex im internationalen Maß­
stab gibt, der zum Ziel hat, Ab-

’) Professor Mestmäcker in der FAZ 
21. 7, 1973.
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rüstung zu verhindern. Deshalb 
werden wir die Aktionen der 
Rüstungsinteressen verhindern. 
Wir wissen, daß es zur Logik des 
capitalistischen Wirtschaftssystems 
gehört, die Vergeudungsproduk­
tion der Rüstungswirtschaft und 
ihre Profite zu erhalten. Auch 
deshalb kämpfen wir in antikapi­
talistischen Aktionen für ein so­
zialistisches Wirtschaftssystem . .. 
Der antiimperialistische Kampf 
muß auch auf dieser Ebene ver­
stärkt werden . . . “ 10) Aber nicht 
ein einziges Wort fand Roth zu 
der Tatsache, daß hier ein Welt­
problem vor uns liegt, das vor 
meiner Ost-West-Grenze halt 
macht, geschweige denn zu den 
Immer mächtigeren Anstrengungen 
der Sowjetunion und des War­
schauer Paktes, ihre Rüstungs­
überlegenheit über die ganze Erde 
auszudehnen. Und nicht ein ein­
ziges Wort fand er zu der uner­
bittlichen Unterdrückung der frei­
en Meinungsäußerung im gesam­
ten Ostblock - sehr im Gegensatz zu 
etwa den bundesdeutschen Schrift­
stellern Böll und Grass oder dem 
österreichischen Bundeskanzler 
Kreisky, der den russischen Phy­
siker und Bürgerrechtler Andrej 
Sacharow als Mann, „der für Frei­
heit, Toleranz und Gleichberechti­
gung kämpft“, öffentlich vertei­
digte. Glaubt unsere Bundesre­
gierung wirklich noch immer — 
auch etwa nach den allerjüngsten 
empörenden Terrormaßnahmen 
gegen Solschenizyn — durch Lei­
setreterei die Sowjetunion zu ei­
nem milderen Kurs veranlassen 
zu können?

Aber noch einmal, es geht 
hier nicht um Wolfgang Roth und 
sein persönliches Auftreten in

Ostberlin, sondern es geht um die 
kommentarlose Hinnahme dieser 
Äußerungen und dieses Auftritts 
in Ost-Berlin durch weiteste 
Kreise. Daran zeigt sich unsere 
Schwäche und Konzeptionslosig- 
keit. Daraus resultiert das große 
Unbehagen, das uns in diesen 
späten Augusttagen beim Blick 
in die Zukunft befällt. Wir haben 
keine auf die Idee des Menschen 
gegründete Ordnungskonzeption. 
Das ist es, was uns im Grunde 
schon bei jedem kleinsten wilden 
Streik, bei der geringsten Kon­
junkturabschwächung, bei jedem 
Protestmarsch durch die Straßen 
unserer Städte, bei der Frage der 
Fluchthilfe aus der DDR ängstigt 
und quält.

Wenn es noch eines Beweises 
für die Schwäche unseres Selbst- 
Verständnisses bedürfte, in Ost­
berlin wurde er uns geliefert: 
„Zufrieden kann die DDR (über 
das Ostberliner Jugendfestival) 
Bilanz ziehen. Sie zeigte sich wäh­
rend der „Weltjugendspiele“ von 
einer Seite, die alle Welt in Er­
staunen setzte: unverkrampft, 
selbstsicher und heiter. Neun Tage 
lang diskutierte eine selbstbe­
wußte DDR-Jugend mit westdeut­
schen Sprechern von Rollmann 
bis Roth. Sie hatte ihren Marx 
und Lenin im Kopf und vertrat 
ihren Standpunkt konziliant, aber 
offensiv. Sie hörte den Argumen­
ten des CDU-Abgeordneten eher 
gelangweilt zu . . . Ganz bewußt 
ließ die DDR-Führung dieser 
Diskussion freien Lauf. Allerdings 
ging sie hierbei auch kein Risiko 
ein. Denn die über ein Jahr dau­
ernde Vorbereitung der FDJ-ler,' 
die Auswahl der Kader und die 
Existenz der Mauer schlossen je-«0) vgl. FAZ vom 3. 8. 1973.
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, die Ideologie eines hysterisdien 
Nationalismus. Und die DDR hat 
auch eine „Idee“, die Ideologie des 
Marxismus-Leninismus. Aber daß 
der Staat DDR mit dieser rein 
materialistisch-ungeistigen Ideo- 

/ logie 'es wagen kann, die — wenn 
auch zumeist kommunistische — 
Jugend der Welt einzuladen, um 
mit ihr — wenn auch nur von 
ausgewählten Kadern vertreten — 
zu diskutieren, das zeigt uns, wo 
wir stehen und wie' fast hilflos 
wir dastehen..

Unsere innere Situation ist seit 
dem ersten Tage des Bestehens 
der Bundesrepublik Deutschland 
heute prekärer denn je. Das ist 
das erschreckende Fazit, das wir 
ziehen müssen und das uns lei­
der zurecht befürchten läßt, daß 
wir einem .heißen’ Herbst und 
Winter entgegen sehen müssen.

den Eklat von vornherein aus. So 
konnte sie der Welt getrost zei­
gen, daß in ihrem Land eine Ge­
neration von Deutschen herange­
wachsen ist, die das Leben im 
sozialistischen Staat, genannt 
DDR, bejaht. Diese. Erkenntnis ist 

, nicht neu. Schon Vorjahren haben 
westliche Kenner eine wachsende 
Identifizierung der DDR-Deut- 
schen zu ihrem Staat und seinen 

• Errungenschaften festgestellt. Neu 
aber ist die Tatsache, daß dieser 
Staat seiner Jugend eine öffent­
liche Konfrontation mit anders 
denkenden und anders argumen­
tierenden Menschen zutraut. Sie 
hat diese Probe bestanden. ,Wo 
gibt es eigentlich größere Mei­
nungsfreiheit auf der Welt?’ ju­
belte Erich Honecker.“ ',) — Wir 
wissen, was es mit dieser „Frei­
heit“ auf sich hat. Der Vergleich 
mit unserer großdeutschen Ver­
gangenheit liegt allzu nahe. Die­
ser Staat hatte auch eine „Idee“, 31. August 1973

ll) vgl. bie Zei» vom 22. 6. 1973. Fritz Penserot
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Neuerscheinung Oktober 1973

LOTHAR VOGEL

Die Verwirklichung des Menschen 

im sozialen Organismus
sozialanthropologische Studien zum 
Kultur-Rechts- und Wirtschaftsleben

\

Teil I Sozialanthropologie und Phänomenologie der Wirtschaft

1. Die Arbeit — 2. Die Grundlagen der Wirtschaft — 3.-Funktionen der 
Wirtschaft — 4. Die Wirtschaftskrisen — 5. Geschichtliche Beispiele zu 
Inflation und Deflation — 6. Die Wirtschaft in ihren sozialen Verflech­
tungen — 7. Motive zur Geschichte des Geld- und Bodenzinses — 8. Die 
Verwirklichung des Menschen im Wirtschaftsleben.

/

Teil II Betrachtungen zur Kultur-, Rechts- und Sozialgeschichte

1. Zur Kulturanthropologie — 2. Die orientalischen Hochkulturen — 3. 
Die Geburt Europas — 4. Die keltogermanische Epoche — 5. Das Früh- 
und Hochmittelalter — 6. Das Spätmittelalter — 7. Die sozialen Kämpfe 
des 16. Jahrhunderts — 8. Die Neuzeit — 9. Das soziale Kunstwerk, die 
Antwort des mitteleuropäischen Geisteslebens auf die französische Revo­
lution — 10. Der Kampf und die Freiheit. • . •

i
Teil III Die Sozialordnung der Freiheit

1. Die Ichorganisation'des Menschen. Erkenntniswissenschaftliche Vorbe­
trachtungen — 2. Das Geistesleben — 3. Die Verwirklichung des Menschen 

' im sozialen Organismus.

380 Seiten Schemata und Textzeichnungen, DM 25,— Verlagsauslieferung: 
Martin Sandkühler, 7 Stuttgart 72, Paracelsusstraße 26, Postfach 72 0308.
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Vorankündigung, für Heft 106/VI 1973

Johannes Flügge: Lernzielplanung und totalitäre Gesell­
schaftspolitik
Willy Geiger: Mißverstandene Demokratisierungstendenzen - 
eine Gefahr für die Freiheit und ein Weg zu kollektiver Macht
Heinz-Peter Neumann: Demokratie und Freiheit - 
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